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1    Rechtsgrundlagen  
    

1.1  Baugesetzbuch 

 

 (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 
(BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.10.2015 
(BGBl. I S. 1722) 

    

1.2  Baunutzungsverordnung  (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 
(BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Gesetz vom 11.06.2013 
(BGBl. I S. 1548)  

    

1.3  Planzeichenverordnung  (PlanZV) in der Fassung vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509); 
die im nachfolgenden Text zitierten Nummern beziehen sich auf 
den Anhang zur PlanZV 

    

1.4  Bayerische Bauordnung  (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.08.2007 
(GVBl. S. 588), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.07.2015 
(GVBl. S. 296) 

    

1.5  Gemeindeordnung für 
den Freistaat Bayern 

 (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.08.1998 
(GVBl. S. 796), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.12.2015 
(GVBl. S. 458) 

    

1.6  Bundesnaturschutzgesetz   (BNatSchG) in der Fassung vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 31.08.2015 (BGBl. I 
S. 1474) 

    

1.7  Bayerisches Naturschutz-
gesetz 

 BayNatSchG) vom 23.02.2011 (GVBl. S. 82), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 22.12.2015 (GVBl. S. 458) 

    

1.8  Bundes-Immissions-
schutzgesetz 

 (BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.05.2013 
(BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Gesetz vom 02.07.2013 
(BGBl. I S. 1943) 
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2    Planungsrechtliche Festsetzungen (PF) mit Zei-
chenerklärung  

    

2.1    Allgemeines Wohngebiet  

Die Nutzungen nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO (die der Versorgung 
des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften so-
wie nicht störende Handwerksbetriebe) können nur ausnahms-
weise zugelassen werden (§ 1 Abs. 5 BauNVO).  

Die Nutzungen nach § 4 Abs. 3 Nrn. 4-5 BauNVO (Gartenbaube-
triebe, Tankstellen) werden nicht Bestandteil des Bebauungspla-
nes (§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO). 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 4 BauNVO; Nr. 1.1.3. PlanZV; siehe 
Planzeichnung) 

    

2.2    Mischgebiet  

Die Nutzungen nach § 6 Abs. 2 Nrn. 6-8 BauNVO (Gartenbaube-
triebe, Tankstellen, Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a Abs. 3 
Nr. 2 BauNVO in den Teilen des Gebiets, die überwiegend durch 
gewerbliche Nutzungen geprägt sind) sind nicht zulässig (§ 1 
Abs. 5 BauNVO). 

Die Nutzung nach § 6 Abs. 3 BauNVO (Vergnügungsstätten im 
Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO außerhalb der in Abs. 2 Nr. 8 
BauNVO bezeichneten Teile des Gebiets) wird nicht Bestandteil 
des Bebauungsplans (§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO). 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 6 BauNVO; Nr. 1.2.2. PlanZV; siehe 
Planzeichnung) 

    

2.3  GRZ ....  Grundflächenzahl als Höchstmaß  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 16 Abs. 2 Nr. 1 und § 19 Abs. 1 
BauNVO; Nr. 2.5. PlanZV; siehe Typenschablonen) 

    

2.4  WH .... m  Mittlere taufseitige Wandhöhe als Höchstmaß 

Bestimmung der WH: Mittelwert (arithmetischer) aus bergseiti-
gem und talseitigem Abstand zwischen 

MI 

WA 
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 Oberkante des natürlichen Geländes und 

 Schnittpunkt der Außenwand (außen) mit der Dachhaut (au-
ßen) des Hauptgebäudes. 

Die Werte für den bergseitigen und talseitigen Abstand sind je-
weils in der Mitte (zwischen den Giebelseiten) von sich gegenüber 
liegenden Traufseiten des Hauptgebäudes zu messen.  

Bei Hauptgebäuden mit Flachdach ist als Dachhaut die Oberkante 
der höchsten Attika zu verstehen; von außen sichtbare Mauern als 
Terrassenbrüstung zählen dabei mit. 

Sofern zulässige Widerkehre, Zwerchgiebel oder Dachaufbauten 
im Bereich des Schnittpunktes der Außenwand mit der Dachhaut 
liegen, ist die Verbindungslinie zwischen den nächst gelegenen 
entsprechenden Schnittpunkten außerhalb solcher Bauteile maß-
geblich.  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 16 Abs. 2 Nr. 4 u. § 18 Abs. 1 BauNVO; 
siehe Typenschablonen) 

    

2.5  FH .... m  Firsthöhe als Höchstwert  

Bestimmung der FH: Abstand zwischen 

 Oberkante des natürlichen Geländes und  

 der Oberkante des Dachfirstes in der Mitte des höchsten Firstes 
des Gebäudes senkrecht nach unten gemessen. 

Bei Hauptgebäuden mit Flachdach wird die Höhe des Gebäudes 
ausschließlich durch die festgesetzte Wandhöhe begrenzt, die fest-
gesetzte Firsthöhe ist daher nicht relevant. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 16 Abs. 2 Nr. 4 u. § 18 Abs. 1 BauNVO; 
Nr. 2.8. PlanZV; siehe Typenschablonen) 

    

2.6  Höhe von Werbeanlagen  Die Höhe von Werbeanlagen beträgt max. 3,00 m über dem na-
türlichen Gelände. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 16 Abs. 2 Nr. 4 u. § 18 Abs. 1 BauNVO)  
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2.7  o  Offene Bauweise  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB; § 22 Abs. 1 BauNVO; Nr. 3.1. PlanZV; 
siehe Typenschablonen) 

    

2.8    Baugrenze; unterirdische Überschreitungen bis max. 3,00 m 
können ausnahmsweise zugelassen werden, sofern sie weder die 
Geländesituation noch Nachbarbelange beeinträchtigen. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB; § 23 Abs. 1 u. 3 BauNVO; Nr. 3.5. 
PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

2.9  Nebenanlagen und sons-
tige bauliche Anlagen 
außerhalb der überbau-
baren Grundstücksfläche 

 

 In den Baugebieten sind die gemäß § 14 BauNVO zulässigen Ne-
benanlagen, nicht überdachte Stellplätze und Garagen auch au-
ßerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 

Die Zulässigkeit von fernmeldetechnischen Nebenanlagen im 
Sinne von § 14 Abs. 2 BauNVO wird dahin gehend modifiziert, 
dass Mobilfunkanlagen unzulässig sind (§ 14 Abs. 2 BauNVO, § 1 
Abs. 6 i.V.m. Abs. 9 BauNVO). 

Ferner werden Nebenanlagen zur Erzeugung von Energie durch 
Windkraft gemäß § 14 Abs. 2 BauNVO ausgeschlossen (§ 14 
Abs. 2 BauNVO, § 1 Abs. 6 i.V.m. Abs. 9 BauNVO).  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB; §§ 12, 14 u. 23 BauNVO) 

    

2.10    Sichtflächen für den fließenden Verkehr; innerhalb der Fläche 
muss eine uneingeschränkte Sicht jeweils 0,80 m über Fahrbahn-
Oberkante gewährleistet sein.  

Die Bemaßung bezieht sich auf die Schenkel-Längen in Metern 
(ab Einmündungsachse bzw. Fahrbahnrand, Bemaßung beispiel-
haft aus der Planzeichnung). 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB; siehe Planzeichnung) 

    

2.11    Verkehrsflächen  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB; Nr. 6.1. PlanZV; siehe Planzeichnung)  

    

70 

 

3  
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2.12    Verkehrsflächen als Begleitfläche; für Straßenbegleitgrün, 
Stellplätze, Randflächen (z.B. Schotter-Rasen, Rasenpflaster etc.); 
die straßenverkehrsrechtliche Zuordnung entspricht den jeweils 
angrenzenden Verkehrsflächen. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB; siehe Planzeichnung) 

    

2.13    Einzelner Stellplatz in der öffentlichen Verkehrsfläche  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB; siehe Planzeichnung) 

    

2.14    Straßenbegrenzungslinie mit Bemaßung für das Regelprofil; 
äußere Umgrenzung aller Verkehrsflächen (Bemaßung beispiel-
haft aus der Planzeichnung)  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB; Nr. 6.2. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

2.15    Bereich ohne Ein- und Ausfahrt  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB; Nr. 6.4. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

2.16  Unterirdische Bauweise 
von Niederspannungslei-
tungen 

 Niederspannungsleitungen sind ausschließlich in unterirdischer 
Bauweise zulässig.  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB) 

    

2.17  Versickerung von Nieder-
schlagswasser in den 
Baugebieten 

 

 In den Baugebieten ist Niederschlagswasser, das über die Dach-
flächen anfällt, soweit dies auf Grund der Bodenbeschaffenheit 
möglich ist, auf dem Grundstück über die belebte Bodenzone (z.B. 
Muldenversickerung, Flächenversickerung) in den Untergrund zu 
versickern. Die Versickerung von Niederschlagswasser über Sicker-
schächte ist nicht zulässig. Die Ableitung in das Kanalnetz ist auf 
das unumgängliche Maß zu beschränken. 

(§ 9 Abs. 1 Nrn. 14 u. 20 BauGB) 

    

2.18    Öffentliche Grünfläche als Ortsrandeingrünung; Der vorhandene 
Gehölzbestand ist dauerhaft zu erhalten und zu pflegen. 

7,50 

Öffentliche Grünfläche 
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(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB; Nr. 9. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

2.19  Bodenbeläge in den 
Baugebieten 

 In den Baugebieten sind für  

 Stellplätze und 

 Zufahrten und andere untergeordnete Wege 

geschlossene Asphalt- und Betonbeläge ohne Fugen nicht zuläs-
sig. 

Dies gilt nicht für Bereiche, die auf Grund eines im Sinne dieser 
Planung zulässigen  

 Produktionsablaufes oder 

 regelmäßigen Befahrens mit Lkw oder 

 Verarbeitens oder Umlagerns von Grundwasser belastenden 
Substanzen  

einen entsprechenden Bodenbelag erforderlich machen.  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

    

2.20   
 
 

 Umgrenzung der Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrun-
gen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, Immissionsschutz-Fest-
setzung 1 mit folgendem Inhalt:  

 Die Außenbauteile der Aufenthalts- und Ruheräume (z.B. Bü-
roräume, Kinderzimmer, Schlafzimmer) sind gemäß den An-
forderungen der DIN 4109 - Schallschutz im Hochbau - aus-
zuführen. An den Fassaden liegt maximal die Anforderung von 
Lärmpegelbereich IV (maßgeblicher Außenlärmpegel von 
66 dB(A) bis 70 dB(A)) vor. Daraus ergibt sich für die Außen-
bauteile von Aufenthaltsräumen in Wohnungen mindestens 
ein erforderliches Gesamt-Schalldämm-Maß R'W,res von 
40 dB(A) und für die Außenbauteile von Büroräumen und ähn-
lichem ein erforderliches Gesamt-Schalldämm-Maß R'W,res von 
35 dB(A). 

  IS 1 
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 Die zur Lüftung von Ruhe- und Aufenthaltsräumen (z.B. Wohn, 
Schlaf-, Kinderzimmer) benötigten Fensteröffnungen sind voll-
ständig auf die straßenabgewandte Gebäudeseite (Südosten) 
zu orientieren. 

 Ausnahmen von der Orientierungspflicht können zugelassen 
werden, wenn alle anderen Aufenthaltsräume die o.g. Orien-
tierung aufweisen und wenn gleichzeitig eine Unterbringung 
von Fensteröffnungen von weiteren Aufenthaltsräumen an al-
len hierfür zugelassenen Gebäudeseiten unter der Vorausset-
zung von funktional befriedigenden Raumzuschnitten unmög-
lich ist (z.B. bei überdurchschnittlichem Bedarf) und die be-
treffenden Räume ersatzweise mit einer ausreichend dimensi-
onierten, schallgedämpften Lüftungsanlage (z.B. integrierte 
Fensterrahmenlüftung mit Walzenlüfter, Einzellüfter) mit einer 
Mindest-Luftwechselrate von 0,5/h ausgestattet werden. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB; Nr. 15.6. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

2.21   
 
 

 Umgrenzung der Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrun-
gen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, Immissionsschutz-Fest-
setzung 2 mit folgendem Inhalt:  

 Die Außenbauteile der Aufenthalts- und Ruheräume (z.B. Bü-
roräume, Kinderzimmer, Schlafzimmer) sind gemäß den An-
forderungen der DIN 4109 - Schallschutz im Hochbau - aus-
zuführen. An den Fassaden liegt maximal die Anforderung von 
Lärmpegelbereich IV (maßgeblicher Außenlärmpegel von 
66 dB(A) bis 70 dB(A)) vor. Daraus ergibt sich für die Außen-
bauteile von Aufenthaltsräumen in Wohnungen mindestens 
ein erforderliches Gesamt-Schalldämm-Maß R'W,res von 
40 dB(A) und für die Außenbauteile von Büroräumen und ähn-
lichem ein erforderliches Gesamt-Schalldämm-Maß R'W,res von 
35 dB(A). 

 Die zur Lüftung benötigten Fensteröffnungen von Aufenthalts-
räumen (z.B. Büroräume, Wohnzimmer) sind auf die straßen-
abgewandten Gebäudeseiten (Südwesten, Südosten, Nordos-
ten) zu orientieren. 

 Die zur Lüftung benötigten Fensteröffnungen von zum Schlafen 
bestimmten Räumen (z.B. Schlaf- und Kinderzimmer) sowie 

  IS 2 
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von besonders schützenswerten Räumen (z.B. Therapie- und 
Patientenzimmer) sind auf die straßenabgewandte Gebäu-
deseite (Südosten) zu orientieren. 

 Ausnahmen von der Orientierungspflicht können zugelassen 
werden, wenn alle anderen zum Schlafen bestimmten und be-
sonders schützenswerten Räume des Gebäudes die o.g. Orien-
tierung aufweisen und wenn gleichzeitig eine Unterbringung 
von Fensteröffnungen von weiteren zum Schlafen bestimmten 
und besonders schützenswerten Räumen an allen hierfür zu-
gelassenen Gebäudeseiten unter der Voraussetzung von funk-
tional befriedigenden Raumzuschnitten unmöglich ist (z.B. bei 
überdurchschnittlichem Bedarf) und die betreffenden Räume 
ersatzweise mit einer ausreichend dimensionierten, schallge-
dämpften Lüftungsanlage (z.B. integrierte Fensterrahmenlüf-
tung mit Walzenlüfter, Einzellüfter) mit einer Mindest-Luft-
wechselrate von 0,5/h ausgestattet werden. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB; Nr. 15.6. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

2.22   
 
 

 Umgrenzung der Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrun-
gen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, Immissionsschutz-Fest-
setzung 3 mit folgendem Inhalt:  

 Die Außenbauteile der Aufenthalts- und Ruheräume (z.B. Bü-
roräume, Kinderzimmer, Schlafzimmer) sind gemäß den An-
forderungen der DIN 4109 - Schallschutz im Hochbau - aus-
zuführen. An den Fassaden liegt maximal die Anforderung von 
Lärmpegelbereich III (maßgeblicher Außenlärmpegel von 
61 dB(A) bis 65 dB(A)) vor. Daraus ergibt sich für die Außen-
bauteile von Aufenthaltsräumen in Wohnungen mindestens 
ein erforderliches Gesamt-Schalldämm-Maß R'W,res von 
35 dB(A) und für die Außenbauteile von Büroräumen und ähn-
lichem ein erforderliches Gesamt-Schalldämm-Maß R'W,res von 
30 dB(A). 

 Die zur Lüftung benötigten Fensteröffnungen von zum Schlafen 
bestimmten Räumen (z.B. Schlaf- und Kinderzimmer) sowie 
von besonders schützenswerten Räumen (z.B. Therapie- und 
Patientenzimmer) sind auf die straßenabgewandten Gebäude-
seiten (Südwesten, Südosten und Nordosten) zu orientieren. 

  IS 3 



 Markt Weiler-Simmerberg    1. Änderung und 1. Erweiterung des Bebauungsplanes "Obere Breite" 
 Textteil mit 73 Seiten, Fassung vom 28.04.2016 

Seite 11 

 Ausnahmen von der Orientierungspflicht können zugelassen 
werden, wenn alle anderen zum Schlafen bestimmten und be-
sonders schützenswerten Räume des Gebäudes die o.g. Orien-
tierung aufweisen und wenn gleichzeitig eine Unterbringung 
von Fensteröffnungen von weiteren zum Schlafen bestimmten 
und besonders schützenswerten Räumen an allen hierfür zu-
gelassenen Gebäudeseiten unter der Voraussetzung von funk-
tional befriedigenden Raumzuschnitten unmöglich ist (z.B. bei 
überdurchschnittlichem Bedarf) und die betreffenden Räume 
ersatzweise mit einer ausreichend dimensionierten, schallge-
dämpften Lüftungsanlage (z.B. integrierte Fensterrahmenlüf-
tung mit Walzenlüfter, Einzellüfter) mit einer Mindest-Luft-
wechselrate von 0,5/h ausgestattet werden. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB; Nr. 15.6. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

2.23    Zu pflanzender Baum, variabler Standort innerhalb der jeweili-
gen Verkehrsfläche als Begleitfläche; es sind ausschließlich Ge-
hölze aus der Pflanzliste zu "Pflanzungen in den öffentlichen Flä-
chen" zu verwenden. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB; Nr. 13.2. PlanZV; siehe Planzeich-
nung) 

    

2.24  Pflanzungen in den  
öffentlichen Flächen 

 Pflanzungen: 

 Für die Pflanzungen in den öffentlichen Flächen sind aus-
schließlich standortgerechte, heimische Bäume und Sträucher 
aus der unten genannten Pflanzliste zu verwenden. 

 Unzulässig sind Gehölze, die als Zwischenwirt für die Erkran-
kungen im Obst- und Ackerbau gelten, speziell die in der Ver-
ordnung zur Bekämpfung der Feuerbrandkrankheit (Feuer-
brandverordnung vom 20.12.1985, BGBl. I, 1985 S. 2551, 
zuletzt geändert durch Artikel 3 § 5 des Gesetzes vom 
13.12.2007, BGBl. I S. 2930) genannten. Ausnahmsweise 
sind solche Obstbaum-Sorten zulässig, die nicht oder nur in 
geringem Maße Überträger für die o.g. Erkrankungen sind. 

Für die öffentlichen Flächen festgesetzte Pflanzliste: 
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   Bäume 1. Wuchsklasse   

   Spitz-Ahorn (auch in Sorten) Acer platanoides 
   Berg-Ahorn Acer pseudoplatanus 
   Walnussbaum Juglans regia 
   Stiel-Eiche Quercus robur 
     

   Bäume 2. Wuchsklasse   

   Obsthochstämme (ausschließlich Schalen- u. 
Steinobst sowie nicht oder nur in geringem 
Maße Feuerbrand gefährdetes Kernobst) 

 

   Feld-Ahorn Acer campestre 
   Hainbuche Carpinus betulus 
   Vogel-Kirsche (auch in Sorten) Prunus avium 
     

   Sträucher  

   Berberitze Berberis vulgaris 
   Roter Hartriegel Cornus sanguinea 
   Gewöhnlicher Hasel Corylus avellana 
   Pfaffenhütchen Euonymus europaeus 
   Gewöhnlicher Liguster Ligustrum vulgare 
   Heckenkirsche Lonicera xylosteum 
   Schlehe Prunus spinosa 
   Hunds-Rose Rosa canina 
   Schwarzer Holunder Sambucus nigra 
   Wolliger Schneeball Viburnum lantana 

   (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB) 

    

2.25  Pflanzungen in den Bau-
gebieten (private Grund-
stücke) 

 Pflanzungen: 

 Für die Pflanzungen in den Baugebieten sind standortge-
rechte, heimische Bäume und Sträucher aus der unten ge-
nannten Pflanzliste zu verwenden. 

 Auf max. 5 % der Grundstücksfläche sind auch Sträucher, die 
nicht in der u.g. Pflanzliste festgesetzt sind, zulässig (z.B. Zier-
sträucher, Rosen-Züchtungen). 

 Pro 600 m² (angefangene) Grundstücksfläche ist mindestens 
1 Laubbaum aus der u.g. Pflanzliste zu pflanzen. 

 Im Übergangsbereich zur freien Landschaft und in Bereichen, 
die an öffentliche Flächen angrenzen, sind Hecken aus Nadel-
gehölzen unzulässig. 
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 Unzulässig sind Gehölze, die als Zwischenwirt für die Erkran-
kungen im Obst- und Ackerbau gelten, speziell die in der Ver-
ordnung zur Bekämpfung der Feuerbrandkrankheit (Feuer-
brandverordnung vom 20.12.1985, BGBl. I, 1985 S. 2551, 
zuletzt geändert durch Artikel 3 § 5 des Gesetzes vom 
13.12.2007, BGBl. I S. 2930) genannten. Ausnahmsweise 
sind solche Obstbaum-Sorten zulässig, die nicht oder nur in 
geringem Maße Überträger für die o.g. Erkrankungen sind. 

Für die Baugebiete festgesetzte Pflanzliste: 
    

   Bäume 1. Wuchsklasse   

   Spitz-Ahorn Acer platanoides 
   Berg-Ahorn Acer pseudoplatanus 
   Sand-Birke Betula pendula 
   Walnussbaum Juglans regia 
   Zitter-Pappel Populus tremula 
   Trauben-Eiche Quercus petraea 
   Stiel-Eiche Quercus robur 
   Winter-Linde Tilia cordata 
   Sommer-Linde Tilia platyphyllos 
     

   Bäume 2. Wuchsklasse   

   Obsthochstämme (ausschließlich Schalen- u. 
Steinobst sowie nicht oder nur in geringem 
Maße Feuerbrand gefährdetes Kernobst) 

 

   Feld-Ahorn Acer campestre 
   Hainbuche Carpinus betulus 
   Vogel-Kirsche Prunus avium 
     

   Sträucher  

   Berberitze Berberis vulgaris 
   Kornelkirsche Cornus mas 
   Roter Hartriegel Cornus sanguinea 
   Gewöhnlicher Hasel Corylus avellana 
   Pfaffenhütchen Euonymus europaeus 
   Gewöhnlicher Liguster Ligustrum vulgare 
   Heckenkirsche Lonicera xylosteum 
   Schlehe Prunus spinosa 
   Echter Kreuzdorn Rhamnus cathartica 
   Alpen-Johannisbeere Ribes alpinum 
   Wilde Stachelbeere Ribes uva-crispa 
   Kriech-Rose Rosa arvensis 
   Hunds-Rose Rosa canina 
   Hecht-Rose Rosa glauca 
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   Zimt-Rose Rosa majalis 
   Alpen-Rose Rosa pendulina 
   Bibernell-Rose Rosa pimpinellifolia 
   Wein-Rose Rosa rubiginosa 
   Apfel-Rose Rosa villosa 
   Purpur-Weide Salix purpurea 
   Roter Holunder Sambucus racemosa 
   Schwarzer Holunder Sambucus nigra 
   Wolliger Schneeball Viburnum lantana 

   (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB) 

    

2.26    Abgrenzung ("Nutzungskordel") von unterschiedlicher Art 
und/oder unterschiedlichem Maß der Nutzung  

(§ 9 Abs. 1 BauGB und § 16 Abs. 5 BauNVO; Nr. 15.14. PlanZV; 
siehe Planzeichnung) 

    

2.27    Grenze des räumlichen Geltungsbereiches der 1. Änderung und 
1. Erweiterung des Bebauungsplanes "Obere Breite" des Marktes 
Weiler-Simmerberg. 

(§ 9 Abs. 7 BauGB; Nr. 15.13. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

2.28    Bereich des einfachen Bebauungsplanes; in den gekennzeich-
neten Bereichen sind lediglich Festsetzungen zur Art der Nutzung 
getroffen (Gebiets-Charakter). Dadurch sind die Anforderungen 
des § 30 Abs. 1 BauGB (qualifizierter Bebauungsplan) nicht er-
füllt.  

(§ 9 Abs. 7 BauGB, siehe Planzeichnung) 

    

2.29    Bereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes  

Die gesamten Festsetzungen für den Änderungsbereich befinden 
sich auf einer von der bisherigen Planzeichnung ausgekoppelten 
Planzeichnung (auf der Grundlage der aktuellen Flurkarte).  

Die Inhalte des Bebauungsplanes "Obere Breite" (Fassung vom 
16.05.2000) vor dieser Änderung werden für diesen Bereich voll-
ständig durch diesen Bebauungsplan ersetzt. 
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(§ 9 Abs. 7 BauGB; siehe Planzeichnung) 

    

2.30    Bereich der 1. Erweiterung des Bebauungsplanes 

(§ 9 Abs. 7 BauGB; siehe Planzeichnung) 
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3   Zuordnung von Flächen und/oder Maßnahmen zum 
Ausgleich im Sinne des § 1a Abs. 3 BauGB an ande-
rer Stelle gemäß § 9 Abs. 1a Satz 2 BauGB (externe 
Ausgleichsflächen/-maßnahmen) 

    

3.1  Lage der Ausgleichsflä-
che/-maßnahme 

 Dem durch die vorliegende Planung verursachten Eingriff wird eine 
Ökokonto-Teilfläche außerhalb des Geltungsbereiches dieser Pla-
nung zugeordnet. Diese Ausgleichsfläche/-maßnahme befindet sich 
auf den Fl.-Nrn. 334 und 335 (jeweils Teilflächen) der Gemarkung 
Weiler im Allgäu, Marktgemeinde Weiler-Simmerberg. Der Planung 
werden von der Ökokonto-Fläche 890 m² zugeordnet, der verblei-
bende Überschuss von 2.092 m² steht der Marktgemeinde weiterhin 
für weitere Bauvorhaben zur Verfügung (§ 9 Abs. 1a Satz 2 BauGB; 
siehe nachfolgende Planskizze). 

    

 Planskizze  

 
    

    
 

Lage der dem vorliegenden Bebauungsplan  
zugeordneten Ökokonto-Teilfläche 
 

    

    
 

Lage der bereits anderen Planungen zugeordneten Öko-
konto-Teilflächen 
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verbleibende Ökokonto-Teilfläche 

     

   Maßnahmen: 

   – Entwicklung einer waldartigen Struktur mit Strauch- und Krautschicht 

   – Ansaat eines kräuterreichen Magerrasens in den Randbereichen 

    Hinweis: Die zugeordneten Flächen und Maßnahmen sind Bestandteil des 
Maßnahmenkonzeptes des Landschaftsarchitekten Kurt Willmann (Fassung 
vom 11.01.2010). 
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4    Bauordnungsrechtliche Vorschriften (BOV) gemäß 
§ 9 Abs. 4 BauGB  

    

4.1  Inkraftsetzung der Ab-
standsflächen 

 Es gelten die Abstandsflächenvorschriften der Bayerischen Bau-
ordnung (BayBO).  

(Art. 6 Abs. 5 Satz 3 BayBO) 

    

4.2  Dachformen  Alle vorgeschriebenen Dachformen gelten nur für Dächer von 
Hauptgebäuden.  

Neben den jeweils festgesetzten Dachformen sind für deutlich un-
tergeordnete Bauteile (z.B. Gaupen, Eingangsüberdachungen 
etc.), Garagen, sowie für zulässige Gebäude außerhalb der über-
baubaren Flächen andere Dachformen zulässig.  

(Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO) 

    

4.3  SD  Dachform Satteldach mit folgenden Maßgaben:  

Vertikale Versätze von sich gegenüberliegenden Dach-Ebenen 
(höhenmäßig versetzter First) sind zulässig; sie werden auf 
max. 1,50 m (senkrecht gemessen von Oberkante Teil-First zu 
Oberkante Teil-First) beschränkt. 

(Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO; siehe Typenschablonen) 

    

4.4  WD  Dachform Walmdach (auch als Zeltdach oder so genanntes Krüp-
pelwalmdach zulässig)  

(Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO; siehe Typenschablonen) 

    

4.5  FD  Dachform Flachdach; als Flachdächer gelten Dächer bis zu einer 
Dachneigung von max. 3°. 

(Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO; siehe Typenschablonen) 

    

4.6  DN .... - ....°  Dachneigung; Winkel zwischen der Horizontalen und der Ebene 
des Daches als Mindest- und Höchstmaß; gilt für das Dach des 
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Hauptgebäudes und für Widerkehre und Zwerchgiebel ab 6,00 m 
Breite (Außenkante Außenwand).  

Thermische Solar- und Fotovoltaikanlagen sind parallel zur Dach-
fläche, auf der sie befestigt werden, auszuführen.  

Die Dach-Ebenen der jeweiligen Baukörper von Hauptgebäuden 
sind in der gleichen Dachneigung auszuführen.  

(Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO; siehe Typenschablonen) 

    

4.7  Widerkehre und Zwerch-
giebel 

 Widerkehre (gegenüber der Außenwand vorspringende Bauteile 
mit Firstrichtung quer zur Haupt-Firstrichtung) und Zwerchgiebel 
(Bauteile mit Firstrichtung quer zur Haupt-Firstrichtung, welche 
die Traufe unterbrechen) sind unter folgenden Voraussetzungen 
zulässig: 

 max. Breite (Außenkante Außenwand): 6,50 m  

 Mindestabstand (Außenkanten) untereinander bzw. zu evtl. 
Dachaufbauten: 1,25 m 

 Mindestabstand (Außenkanten) zur Gebäudekante im 
1. Dachgeschoß der jeweiligen Giebelseite: 2,50 m 

 Mindestabstand (senkrecht gemessen) zum nächstgelegenen 
First des Hauptdaches: 0,40 m. 

 Mindestabstand (Außenkanten) zur nächstgelegenen Grund-
stücksgrenze (sog. Kommunwand): 1,25 m 

(Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO) 

    

4.8  Dachaufbauten  Dachaufbauten (Dachgaupen) sind unter folgenden Voraussetzun-
gen zulässig: 

 Mindestdachneigung des Hauptgebäudes: 26° 

 max. Breite (Außenkante ohne Dachüberstand): 4,00 m 

 Mindestabstand untereinander (Außenkanten ohne Dachüber-
stand) und zu evtl. Widerkehren: 1,25 m 

 Mindestabstand zur Gebäudekante im 1. Dachgeschoß der je-
weiligen Giebelseite: 2,00 m  

 Mindestabstand (senkrecht gemessen) zum nächstgelegenen 
First des Hauptdaches: 0,40 m 
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 Mindestabstand (Außenkanten) zur nächstgelegenen Grund-
stücksgrenze (sog. Kommunwand): 1,25 m 

(Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO) 

    

4.9  Mindestdachüberstand  Der Mindestdachüberstand (Abstand zwischen Außenkante der Au-
ßenwand und Außenkante des am weitesten überragenden Bau-
teils des überstehenden Daches, waagrecht gemessen) bei geneig-
ten Dächern bei Hauptgebäuden beträgt 

 an allen Ortgangseiten (Giebel): 0,50 m 

 an allen Traufseiten gem. nachfolgender Tabelle:  

 
  Dachneigung  Dachüberstand mind. 

  kleiner 30° 0,85 m 

  30° bis 36° 0,70 m 

  größer 36° 0,50 m 

   (Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO) 

 

4.10  Materialien   Als Dachdeckung für geneigte Dächer ab einer Dachneigung von 
22° sind ausschließlich Dachplatten (kleinteilige Schuppende-
ckung wie z.B. Dachziegel, Dachpfannen, Betondachsteine etc.) 
zulässig. Bei geneigten Dächern mit einer Dachneigung unter 22° 
sind sowohl Dachplatten als auch eine vollständige Begrünung zu-
lässig. 

Für Flachdachgebäude sind alle Materialien mit Ausnahme von 
blanken Metall-Oberflächen (Blechdächer ohne Beschichtung) zu-
lässig. 

Für Dachflächen, die der Gewinnung von Sonnenenergie dienen, 
sind darüber hinaus Materialien zulässig, die für diese Anlagen 
(Sonnenkollektoren, Fotovoltaik-Anlagen) üblich bzw. erforderlich 
sind. 

Für untergeordnete Bauteile (Verbindungs-Teile, Abdichtungs-Ele-
mente etc.) sind darüber hinaus andere Materialien zulässig. 

(Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO) 
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4.11  Farben 

 

 Als Farbe für Dächer sind nur rote bis rotbraune sowie betongraue 
bis anthrazitgraue Töne zulässig, dies gilt nicht für begrünte Dä-
cher. Für Dachflächen, die der Gewinnung von Sonnenenergie die-
nen, sind die Farben zulässig, die für entsprechende Anlagen (Son-
nenkollektoren, Fotovoltaik-Anlagen) üblich bzw. erforderlich sind. 
Für untergeordnete Bauteile (Verbindungs-Teile, Abdichtungs-Ele-
mente etc.) sind darüber hinaus andere Farben zulässig. 

(Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO) 

    

4.12  Geländeveränderungen 
in den Baugebieten  

 Veränderungen des natürlichen Geländes (Aufschüttungen und Ab-
grabungen) in den Baugebieten sind nur unter den folgenden Vo-
raussetzungen zulässig:  

 Anpassung an den natürlichen Geländeverlauf und 

 Berücksichtigung der Geländeverhältnisse der Nachbargrund-
stücke und der Erschließungs-Situation. 

(Art. 81 Abs. 1 Nr. 5 BayBO) 

    

4.13  Anzahl der Stellplätze in 
den Baugebieten 

 Die Anzahl der nachzuweisenden Stellplätze pro Wohnung in den 
Baugebieten beträgt zwei. Für andere Nutzungen als Wohnen blei-
ben die gesetzlichen Vorschriften unbenommen. Ausnahmsweise 
kann die nachzuweisende Anzahl an Stellplätzen für Projekte des 
sozialen Wohnungsbaus auf einen Stellplatz pro Wohnung redu-
ziert werden. 

(Art. 81 Abs. 1 Nr. 4 BayBO) 

    

4.14  Stauraum vor Garagen  Vor Garagen ist ein Stauraum mit folgenden Eigenschaften herzu-
stellen:  

 Tiefe zwischen Garagenzufahrt (z.B. Außenkante Garagentor) 
und öffentlicher Verkehrsfläche mind. 5,00 m 

 keine Einfriedung (z.B. Gartentor, Pfosten etc.) zwischen Gara-
genzufahrt und öffentlicher Verkehrsfläche 

(Art. 81 Abs. 1 Nr. 5 BayBO) 
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4.15  Einfriedungen und Stütz-
konstruktionen im Be-
reich von Freiflächen 

 Mauern als Einfriedungen sind unzulässig.  

Stützkonstruktionen im Bereich der Freiflächen des Baugebietes 
sind nur zulässig, sofern sie für die Anpassung des Geländes (z.B. 
gegenüber der Verkehrsfläche) auf Grund der vorhandenen Topo-
grafie erforderlich sind. Sie sind gegenüber der öffentlichen Ver-
kehrsfläche um mind. 1,00 m zurück zu setzen, sofern sie eine 
Höhe von 1,50 m überschreiten (bei Stützkonstruktionen mit Ab-
stufungen ist die Höhe der einzelnen Stufen maßgeblich, sofern 
ein Gesamt-Steigungsverhältnis von 1:1 nicht überschritten wird) 

(Art. 81 Abs. 1 Nr. 5 BayBO) 

    

4.16  Werbeanlagen in den 
Baugebieten 

 Freistehende Werbeanlagen in den Baugebieten dürfen in keiner 
Ansicht (senkrechte Projektion) eine Fläche von 10 m2 (pro ein-
zelne Anlage) überschreiten. Werbeanlagen an Gebäuden dürfen 
nur unterhalb der Traufe angebracht werden und in keiner Ansicht 
(senkrechte Projektion) 5 % der jeweiligen Wandfläche überschrei-
ten.  

Die Beleuchtung der Anlagen muss kontinuierlich erfolgen (kein 
Blinken etc.).  

(Art. 81 Abs. 1 Nr. 2 BayBO) 
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5    Hinweise und Zeichenerklärung  
    

5.1    Bestehendes Gebäude zur Zeit der Planaufstellung (siehe Plan-
zeichnung) 

    

5.2    Bestehende Grundstücksgrenzen zur Zeit der Planaufstellung 
(siehe Planzeichnung) 

    

    

5.3    Geplante Grundstücksgrenzen; die so gekennzeichneten Gren-
zen stellen einen Vorschlag zur Aufteilung der Grundstücke dar 
(siehe Planzeichnung) 

    

5.4  Nr. ....;....m2  Nummerierung und voraussichtliche Größe der Grundstücke 
(Nummerierung von Nordwest nach Südost; siehe Planzeichnung) 

    

5.5    Bestehende Flurstücksnummer (beispielhaft aus der Plan-
zeichnung) 

    

5.6    Vorhandenes (natürliches) Gelände; Darstellung der Höhen-
schichtlinien (beispielhaft aus der Planzeichnung, siehe Planzeich-
nung) 

    

5.7    Haupt-Versorgungsleitungen unterirdisch, hier 20-kV-Erdkabel 
der VKW, die Leitung kann bei Umsetzung der Planung in den 
hierfür erforderlichen Bereichen verlegt werden (siehe Planzeich-
nung) 

    

5.8    Versorgungsleitungen unterirdisch, hier Niederspannungskabel 
der VKW, die Leitung kann bei Umsetzung der Planung in den 
hierfür erforderlichen Bereichen verlegt werden (siehe Planzeich-
nung) 

    

636 

178/2 

 
638 

637 

20-kV-Kabel 

Niederspannungskabel 
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5.9  Vorhandene Gehölze  Gemäß § 39 Abs. 5 BNatSchG bzw. Art. 16 Abs. 1 BayNatSchG ist 
es verboten, in der Zeit vom 01.03. bis 30.09. außerhalb des Wal-
des vorkommende Bäume, Sträucher oder andere Gehölze zu ro-
den. Notwendige Gehölzbeseitigungen sowie die Baufeldräumung 
sollten daher außerhalb der Brutzeit von Vögeln zwischen dem 
01.10. und dem 28.02. des jeweiligen Jahres erfolgen. Es wird 
empfohlen, vorhandene Gehölze möglichst zu erhalten (Erhaltung 
bzw. Beseitigung in Abhängigkeit von der jeweiligen Baumaß-
nahme) und während der Bauzeit mit entsprechenden Baum-
schutzmaßnahmen zu sichern. Um den Kronen- und Wurzelbereich 
vorhandener Bäume nicht zu beschädigen und den Gehölzbestand 
bestmöglich zu schützen, sollten alle baulichen Maßnahmen ge-
mäß DIN 18920 "Landschaftsbau-Schutz von Bäumen, Pflanzbe-
ständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen" sowie RAS-
LP4 "Richtlinie für die Anlage von Straßen, Teil Landschaftspflege, 
Abschnitt 4: Schutz von Bäumen, Vegetationsbeständen und Tieren 
bei Baumaßnahmen" durchgeführt werden. 

    

5.10  Empfehlenswerte 
Obstbaum-Sorten 

 Obstbaum-Sorten, die nicht oder nur in geringem Maße Überträger 
für den Feuerbrand sind, können beim Amt für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten (Kempten), Bereich Landwirtschaft, Sach-
gebiet Obstbau, erfragt werden. Insbesondere folgende Apfel-Sor-
ten gelten nicht als Überträger des Feuerbrandes: Bittenfelder, 
Rheinischer Bohnapfel und Welschisner (Mostäpfel) sowie Bos-
koop, Rewena und Sonnenwirtsapfel (zum Verzehr geeignet). Auf 
Grund ihrer besonderen Anfälligkeit für die Feuerbrand-Krankheit 
sollten Birnen und Quitten grundsätzlich nicht angepflanzt werden. 

    

5.11    Umgrenzung von Schutzgebieten im Sinne des Naturschutz-
rechts; hier gem. § 30 BNatSchG kartiertes Biotop "Gehölzsäume 
und Hecke am Hausbach am südöstlichen Ortsrand von Weiler", 
Nr. A8425-0297-003), außerhalb des Geltungsbereiches (siehe 
Planzeichnung) 

    

5.12  Versickerungsanlagen für 
Niederschlagswasser und 
Bodenschutz 

 Niederschlagswasser ist vorrangig dezentral zu versickern. Die ak-
tuellen technischen Regelwerke DWA M 153, A 138 und ggf. A 117 
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sind dabei zu beachten. Versickerungen bzw. Einleitungen aus be-
festigten Flächen kleiner 1.000 m² können nach NwFreiV erlaub-
nisfrei erfolgen, wenn die TRENGW bzw. TRENOG beachtet werden. 

Bemessung und konstruktive Ausführung der Versickerungsanla-
gen für Niederschlagswasser sind regelmäßig im bauaufsichtlichen 
Verfahren nachzuweisen (Darstellung im Baugesuch). Dabei soll-
ten u.a. folgende Maßgaben Beachtung finden:  

 Mindestgröße 15 % der anzuschließenden versiegelten Fläche 

 Tiefe mind. 0,30 m, max. 0,50 m 

 Überlastungshäufigkeit max. 0,2 (d.h. im Durchschnitt max. 
1 mal in 5 Jahren) 

 Ausbildung als Einzelmulde oder vernetzte Mulden 

 Lage und Gebäudeabstand nach den Vorgaben des ATV-DVWK-
A 138, Ziff. 3.2.2  

 Zufluss zur Versickerungsanlage für Niederschlagswasser mög-
lichst oberflächig über bewachsenen Oberboden, Rinnen aus 
verfugten Pflastersteinen, o.ä. 

 Bei unzureichend versickerungsfähigem Untergrund sind so ge-
nannte Mulden-Rigolen-Elemente nach ATV-DVWK-A 138, 
Ziff. 3.3.3 sinnvoll. 

 Der Einbau einer Zisterne entbindet nicht vom Bau einer Versi-
ckerungsanlage für Niederschlagswasser. 

 Notüberläufe der privaten Sickeranlagen müssen an das öffent-
liche Notüberlaufsystem angeschlossen werden (technische In-
formationen sind über den Abwasserverband Rothach erhält-
lich). 

Während der Bauzeit sollten die für die Versickerung vorgesehenen 
Flächen wie folgt vor Verdichtung geschützt werden:  

 keine Lagerung von Baumaterialien und Bodenaushub 

 kein Befahren  

 keine Nutzung als Waschplatz jeglicher Art 

Zur fachgerechten Planung und Bauüberwachung der Versicke-
rungsanlagen für Niederschlagswasser ist das Hinzuziehen eines 
Fach-Ingenieurs sinnvoll. 
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Zur Vermeidung einer Verunreinigung des Niederschlagswassers 
sollte auf Tätigkeiten wie z.B. Autowäsche, andere Reinigungsar-
beiten, Be- und Entladungsarbeiten gefährlicher Stoffe etc. ver-
zichtet werden.  

Auch für die nicht großflächigen baukonstruktiven Elemente sollte 
auf die Verwendung von Oberflächen aus Zink, Titan-Zink, Kupfer 
oder Blei verzichtet werden. Als Alternativen für Rinnen und Fall-
rohre stehen Chrom-Nickel-Stähle (Edelstahl), Aluminium, Kunst-
stoffe oder entsprechende Beschichtungen zur Verfügung. 

    

5.13  Brandschutz  Für die Zufahrten gelten die "Richtlinien über Flächen für die Feu-
erwehr" – Fassung Februar 2007 – (AIIMBI Nr. 15/2008).  

Die Erschließungsplanung der Löschwasserversorgung für das 
Plangebiet (Anzahl, Lage, Art der Hydranten) ist mit der örtlichen 
Feuerwehr vor dem Herstellungsbeginn abzustimmen. 

Für die Ermittlung der Löschwasserversorgung gilt das Regelwerk 
der DVGW Arbeitsblatt W 405. Die Löschwassermenge muss mind. 
96 m3/h über 2 h betragen. Sollte die Löschwassermenge von 
mind. 96 m3/h über 2 h über die öffentliche Trinkwasserversorgung 
nicht gewährleistet sein, sind unterirdische Löschwasserbehälter 
vorzusehen. Diese Maßnahme ist vor dem Einbau mit der Kreis-
brandinspektion abzustimmen. 

Als Hydranten sollten Überflurhydranten DN 100 vorgesehen wer-
den. Die Abstände der Hydranten zueinander sollten 100-200 m 
nicht überschreiten. Der Abstand der Hydranten zu den Gebäuden 
darf maximal 80 -100 m betragen. 

Gewerbebetriebe, die auf Grund der Brandlasten die Löschwasser-
versorgung aus der öffentlichen Wasserversorgung überschreiten, 
sollten für den Objektschutz selbstständig genügend Löschwasser 
(z.B. Zisterne) vorhalten.  

    

5.14  Ergänzende Hinweise  Auf Grund der Beschaffenheit des Baugrundes der näheren Umge-
bung kann von einer Bebaubarkeit im überplanten Bereich ausge-
gangen werden. Den Bauherren wird darüber hinaus empfohlen, 
im Rahmen der Bauvorbereitungen eigene Erhebungen durchzu-
führen (z.B. Schürfgruben, Bohrungen). 



 Markt Weiler-Simmerberg    1. Änderung und 1. Erweiterung des Bebauungsplanes "Obere Breite" 
 Textteil mit 73 Seiten, Fassung vom 28.04.2016 

Seite 27 

Gemäß Art. 8 des Bayerischen Denkmalschutzgesetzes (DSchG) ist 
das Auftreten von Bodendenkmälern (z.B. auffällige Bodenverfär-
bungen, Holzreste, Mauern, Metallgegenstände, Steingeräte, 
Scherben, Knochen etc.) unverzüglich der Unteren Denkmalschutz-
behörde (Landratsamt) oder dem Bayerischen Landesamt für 
Denkmalpflege mitzuteilen. Zur Anzeige verpflichtet sind auch der 
Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks, sowie der Unterneh-
mer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. 
Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Nimmt der 
Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben, auf Grund 
eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch Anzeige an den 
Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit. Die aufgefunde-
nen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer 
Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die 
Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände vorher freigibt o-
der die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. Zu verständigen ist das 
Bayerische Landesamt für Denkmalpflege, Dienststelle Thierhaup-
ten, oder die zuständige Untere Denkmalschutzbehörde. 

Für die Erschließung des Gebietes ist es notwendig, Kabelverteiler-
schränke, Straßenlaternen oder ähnliche Einrichtungen in der öf-
fentlichen/privaten Fläche zu installieren. Der Markt Weiler-Sim-
merberg behält sich die Auswahl der hierfür geeigneten Standorte 
sowie evtl. erforderliche Vereinbarungen vor.  

Das Versickern von Niederschlagswasser stellt eine Gewässernut-
zung dar, die grundsätzlich einer rechtlichen Erlaubnis durch das 
zuständige Landratsamt bedarf. Inwiefern im Einzelfall eine er-
laubnisfreie Versickerung durchgeführt werden kann (Nieder-
schlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV)) sollte von der 
Bauherrschaft bei dem zuständigen Landratsamt in Erfahrung ge-
bracht werden.  

Auf Grund der angrenzenden landwirtschaftlich genutzten Flächen 
ist mit der Einwirkung von vorübergehenden belästigenden Ge-
ruchs-Immissionen (z.B. durch Aufbringen von Flüssigdung, Pflan-
zenschutzmitteln etc.) sowie Lärm-Immissionen (z.B. Traktorenge-
räusche, Kuhglocken etc.) zu rechnen. 

Zäune sollten zum Gelände hin einen Abstand von mind. 0,15 m 
zum Durchschlüpfen von Kleinlebewesen aufweisen. 
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Bei Doppelhäusern sollte ein profilgleicher Anbau der einzelnen 
Haushälften angestrebt werden (d.h. gleiche Dachneigung, kein 
seitlicher und höhenmäßiger Versatz).  

In privaten Grundstücken darf nur unverschmutztes Niederschlags-
wasser versickert werden. 

Das Energieberatungszentrum des Landkreises Lindau steht mit 
seinen Fachberatern den Bauherren zur Verfügung. 

Alle genannten Normen und Richtlinien sind beim Deutschen Pa-
tent-amt archiviert und gesichert hinterlegt. Die genannten Nor-
men und Richtlinien können bei der Gemeinde Weiler-Simmer-
berg, Kirchplatz 1, 88171 Weiler-Simmerberg während der übli-
chen Geschäftszeiten eingesehen werden 

    

5.15  Plangenauigkeit  Obwohl die Planzeichnung auf einer digitalen (CAD) Grundlage er-
stellt ist (hohe Genauigkeit), können sich im Rahmen der Ausfüh-
rungs-Planung und/oder der späteren Einmessung Abweichungen 
ergeben (z.B. unterschiedliche Ausformung der Verkehrsflächen, 
unterschiedliche Grundstücksgrößen etc.). Weder der Markt Weiler-
Simmerberg noch die Planungsbüros übernehmen hierfür die Ge-
währ.  

    

5.16  Lesbarkeit der Planzeich-
nung 

 Zur Lesbarkeit der Planzeichnung werden übereinander liegende 
Linien nebeneinander dargestellt (z.B. Nutzungskette und vorge-
schlagene Grundstücksgrenze).  

Die Art der baulichen Nutzung gilt entsprechend der zugeordneten 
Farbe und damit auch über festgesetzte Nutzungsketten hinweg. 
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6  Satzung 
 

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 
(BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.10.2015 (BGBl. I S. 1722), Art. 23 der Gemeinde-
ordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBl. S. 796), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.12.2015 (GVBl. S. 458), Art. 6 und Art. 81 der Bayerischen Bauordnung 
(BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.08.2007 (GVBl. S. 588), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 24.07.2015 (GVBl. S. 296), der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Gesetz vom 11.06.2013 (BGBl. I S. 1548) sowie 
der Planzeichenverordnung (PlanZV) in der Fassung vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509), hat der Marktgemeinderat des Marktes Weiler-Simmerberg 
die 1. Änderung und 1. Erweiterung des Bebauungsplanes "Obere Breite" in öffentlicher Sitzung am 
...................... beschlossen.  

 
 § 1 Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich der 1. Änderung und 1. Erweiterung des Bebauungsplanes "Obere Breite" ergibt 
sich aus dessen zeichnerischem Teil vom 28.04.2016. 

 

 § 2 Zuordnung von Flächen und/oder Maßnahmen zum 
Ausgleich im Sinne des § 1a Abs. 3 BauGB an anderer 
Stelle  

Dem durch die vorliegende Planung verursachten Eingriff wird eine Ausgleichsfläche/-maßnahme außerhalb 
des Geltungsbereiches dieser Planung zugeordnet. Es handelt sich dabei um eine Teilfläche einer Ökokonto-
Fläche auf den Fl.-Nrn. 334 und 335 (jeweils Teilflächen) der Gemarkung Weiler im Allgäu. Der Planung 
werden von der Maßnahme 890 m² zugeordnet, der verbleibende Überschuss von 2.092 m² steht der Markt-
gemeinde Weiler-Simmerberg für weitere Bauvorhaben zur Verfügung. 

 
 § 3 Zulässigkeit von Vorhaben in den als einfacher Be-

bauungsplan gekennzeichneten Bereichen 

In den beiden entsprechend gekennzeichneten Bereichen handelt es sich um einen Bebauungsplan im Sinne 
des § 30 Abs. 3 BauGB (sogenannter "einfacher Bebauungsplan"). Die Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb 
der räumlichen Geltungsbereiche des einfachen Bebauungsplanes richtet sich nach den im Bebauungsplan 
getroffenen Festsetzungen und bauordnungsrechtlichen Vorschriften, im Übrigen nach § 34 oder § 35 BauGB.  
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 § 4 Bestandteile der Satzung  

Die 1. Änderung und 1. Erweiterung des Bebauungsplanes "Obere Breite" besteht aus der Planzeichnung und 
dem Textteil vom 28.04.2016. Der 1. Änderung und 1. Erweiterung des Bebauungsplanes wird die Begrün-
dung vom 28.04.2016 beigefügt, ohne deren Bestandteil zu sein. Die bisherigen Inhalte des Bebauungspla-
nes "Obere Breite" (Fassung vom 16.05.2000) innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches werden durch die 
nunmehr festgesetzten Inhalte vollständig ersetzt.  

 
 § 5 Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des Art. 79 Abs. 1 Nr. 1 BayBO handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig den auf Grund 
von Art. 81 BayBO erlassenen örtlichen Bauvorschriften zuwider handelt. Zuwiderhandeln kann mit Geldbußen 
bis zu 500.000,- € (Fünfhunderttausend Euro) belegt werden.  

 
 § 6 In-Kraft-Treten 

Die 1. Änderung und 1. Erweiterung des Bebauungsplanes "Obere Breite" des Marktes Weiler-Simmerberg tritt 
mit der ortsüblichen Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses in Kraft (gem. § 10 Abs. 3 BauGB).  

 
 
 
 
 
 
 
 
Weiler-Simmerberg, den ........................  

 
 
.......................................................... 
(1. Bürgermeister Rudolph) (Dienstsiegel) 
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7  Begründung – Städtebaulicher Teil 
  

7.1  Allgemeine Angaben 

7.1.1  Zusammenfassung 

  Der zu überplanende Bereich befindet sich im Osten des Ortsteiles Weiler des Marktes Weiler-Sim-
merberg. Er wird im Norden von der Staats-Straße 2001 ("Alois-von-Brinz-Straße") begrenzt. Süd-
lich und südwestlich des zu überplanenden Bereiches verläuft der "Kapfholzer Weg". 

  Die 1. Änderung und 1. Erweiterung des Bebauungsplanes ist erforderlich, da die ortsansässige 
Wäscherei mit Erweiterungsabsichten an die Verwaltung des Marktes Weiler-Simmerberg heran-
getreten ist, die jedoch im Rahmen der Festsetzungen des rechtsverbindlichen Bebauungsplanes 
"Obere Breite" nicht umgesetzt werden können. Auch entspricht die im vorhandenen Bebauungs-
plan festgesetzte Erschließungskonzeption, das Regelungskonzept und die geplante Grund-
stücksaufteilung nicht mehr den städtebaulichen Entwicklungsvorstellungen des Marktes Weiler-
Simmerberg und soll daher grundlegend geändert werden.  

  Die überplanten Flächen werden im rechtsgültigen Flächennutzungsplan des Marktes Weiler-Sim-
merberg im Bereich der "Alois-von-Brinz-Straße" als gemischte Bauflächen (M), im übrigen Bereich 
als Wohnbauflächen (W) dargestellt. 

 
7.1.2  Abgrenzung und Beschreibung des Plangebietes; ursprüngliche Festsetzungen 

  Der zu überplanende Bereich befindet sich im Osten des Ortsteiles Weiler des Marktes Weiler-Sim-
merberg. Er wird im Norden von der Staats-Straße 2001 ("Alois-von-Brinz-Straße") begrenzt. Süd-
lich und südwestlich des zu überplanenden Bereiches verläuft der "Kapfholzer Weg". 

  Der Geltungsbereich beinhaltet die Flächen des rechtsverbindlichen Bebauungsplanes "Obere 
Breite", der durch die vorliegende Planung geändert wird. Darüber hinaus ist das südöstlich an-
grenzende Grundstück in den Geltungsbereich aufgenommen. Durch dieses wird der Geltungsbe-
reich bis hin zum "Kapfholzer Weg" erweitert. Zusätzlich wird eine Erweiterung im Bereich der 
bestehenden Wäscherei Büchele vorgenommen und deren Betriebsflächen komplett in den Gel-
tungsbereich aufgenommen. Darüber hinaus beinhaltet der Geltungsbereich die erforderlichen 
Sichtflächen für die Einmündung in die "Alois-von-Brinz-Straße".  

  Innerhalb des Geltungsbereiches befinden sich folgende Grundstücke: Fl.-Nrn. 1, 1/1 (Teilfläche), 
1/2, 1/3, 1/4, 2, 3 (Teilfläche), 4, 4/3 (Teilfläche),4/4 (Teilfläche), 4/5 (Teilfläche), 4/6, 4/7, 
4/8, 106/36 (Teilfläche), 106/44 (Teilfläche), 178 (Teilfläche), 178/2, 178/3 (Teilfläche). 

  Der rechtsverbindliche Bebauungsplan "Obere Breite" setzt für den Geltungsbereich im Bereich ent-
lang der "Alois-von-Brinz-Straße" ein Mischgebiet (MI), für die übrigen Flächen ein allgemeines 
Wohngebiet (WA) fest. Die Erschließung erfolgt im Bereich des Grundstücks mit der Fl.-Nr. 1/3 und 
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mündet in eine Stichstraße mit zentraler Wendeplatte. Um diese Erschließung herum sind die Flä-
chen des allgemeinen Wohngebietes angeordnet. Der Bebauungsplan trifft u.a. Festsetzungen zur 
den überbaubaren Grundstücksflächen, zu Flächen für Garagen, Firstrichtungen, zur Grundflächen-
zahl bzw. zur zulässigen Grundfläche, zur Geschossflächenzahl, zur Zahl der Vollgeschosse als Min-
dest- und Höchstmaß, zur traufseitigen Wandhöhe als Mindest- und Höchstmaß sowie zur maxi-
malen Firsthöhe. Die bauordnungsrechtlichen Vorschriften des rechtsverbindlichen Bebauungsplane 
"Obere Breite" umfassen Vorschriften zur Dachform Satteldach, zur Dachneigung, zu Widerkehren 
und Zwerchgiebeln, zu Dachaufbauten, zu Dachüberständen, zu Materialien und Farben, zur Bo-
denmodellierung in den Grundstücken, zu Bodenbelägen in den Freiflächen, zu Stauraum vor Ga-
ragen, zu Einfriedungen und Stützmauern bzw. -konstruktionen, zur Erdverkabelung von Nieder-
spannungsfreileitungen sowie zur Anzahl der Stellplätze.  

 

7.2  Städtebauliche und planungsrechtliche Belange 

7.2.1  Bestands-Daten und allgemeine Grundstücks-Morphologie 

  Die landschaftlichen Bezüge werden von der Westallgäuer Hügellandschaft geprägt. 

  Innerhalb des überplanten Bereiches befinden sich die Betriebsgebäude der ansässigen Wäscherei 
Büchele. Des Weiteren befinden sich entlang der "Alois-von-Brinz-Straße" Teilbereiche der bebau-
ten Grundstücke Fl.-Nrn. 1/1 und 3 im Geltungsbereich. Entlang der nordöstlichen Grenze zu Fl.-
Nr. 179/3 verläuft ein schmales Gehölzband, das überwiegend aus jungen Eschen besteht. Darüber 
hinaus sind keine heraus ragenden naturräumlichen Einzelelemente vorhanden. 

  Die Topografie innerhalb des überplanten Bereiches weist ein leichtes Gefälle nach Nordwesten hin 
auf. Die Anschlüsse an die bereits bebauten Grundstücke im Norden und Südwesten sind unprob-
lematisch.  

 
7.2.2  Erfordernis der Planung  

  Unmittelbarer Anlass für die Prüfung des rechtsverbindlichen Bebauungsplanes und die Neustruk-
turierung des Plangebietes ist, dass die ansässige Wäscherei mit Erweiterungsabsichten an die 
Verwaltung des Marktes Weiler-Simmerberg herangetreten ist. Diese können im Rahmen der Fest-
setzungen des rechtsverbindlichen Bebauungsplanes "Obere Breite" nicht umgesetzt werden. Es ist 
ein Anliegen der Verwaltung des Marktes Weiler-Simmerberg, die Wäscherei am Ort zu halten, um 
Arbeitsplätze zu sichern. Daher sollen deren Erweiterungsabsichten geprüft und planungsrechtlich 
ermöglicht werden.  

  Der Bebauungsplan "Obere Breite" (Fassung vom 16.05.2000) hat sich überwiegend als nicht 
umsetzungsfähig erwiesen. Seit dessen Aufstellung haben sich die städtebaulichen Bedürfnisse ge-
ändert, die eine Umplanung der Flächen notwendig macht. Die im Bebauungsplan festgesetzte 
Erschließungskonzeption mit Verkehrsflächen-Querschnitten von 4,75 m ist im Hinblick auf den 
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Winterdienst als kristisch anzusehen. Auch entspricht der Verlauf der Erschließungsstraße nicht 
mehr den städtebaulichen Entwicklungsvorstellungen des Marktes Weiler-Simmerberg und soll da-
her grundlegend geändert werden. Das Festsetzungskonzept, welches u.a. Vorgaben zu Firstrich-
tungen, zu Geschossflächenzahlen und zur Zahl der Vollgeschosse trifft, wird für die Entwicklung 
eines Wohn- und Mischgebietes als nicht mehr zeitgemäß angesehen. 

  Im Zuge eventueller Erweiterungen der benachbart gelegenen Fa. Seeberger könnte auch die An-
fahrbarkeit dieses Gewerbebetriebes neu geregelt werden. Da eine Anfahrt direkt am Gelände der 
Fa. Seeberger aufgrund der vorhandenen Bebauung und mangels Verfügbarkeit von Flächen prob-
lematisch sein könnte, soll in vorliegender Bebauungsplanänderung die Option offengehalten wer-
den, einen Anlieferverkehr über die Fläche des Bebauungsplanes "Obere Breite" zu ermöglichen. 

  Dem Markt erwächst daher ein Erfordernis bauleitplanerisch steuernd einzugreifen. 

 

7.2.3  Übergeordnete Planungen, andere rechtliche Vorgaben, Standort-Wahl 

  Für den überplanten Bereich sind u.a. folgende Ziele des Landesentwicklungsprogramms Bay-
ern 2013 (LEP) des Bayerischen Staatsministeriums für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Tech-
nologie maßgeblich: 

 

   1.1.1 In allen Teilräumen sind gleichwertige Lebens- und Arbeitsbedingungen zu 
schaffen oder zu erhalten. Die Stärken und Potenziale der Teilräume sind wei-
ter zu entwickeln. Alle überörtlich raumbedeutsamen Planungen und Maß-
nahmen haben zur Verwirklichung dieses Ziels beizutragen. 

   2.1.2 Die Versorgung der Bevölkerung mit zentralörtlichen Einrichtungen ist durch 
Zentrale Orte folgender Stufen zu gewährleisten: 

 Grundzentren, 

 Mittelzentren und 

 Oberzentren 

    
   2.1.6 Eine Gemeinde ist in der Regel dann als Grundzentrum festzulegen, wenn sie 

zentralörtliche Versorgungsfunktionen für mindestens eine andere Gemeinde 
wahrnimmt und einen tragfähigen Nahbereich aufweist. 

   2.2.1 und        
Anhang 2 
"Strukturkarte" 

Festlegung des Marktes Weiler-Simmerberg als allgemeiner ländlicher Raum. 
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   3.2 In den Siedlungsgebieten sind die vorhandenen Potenziale der Innenentwick-
lung möglichst vorrangig zu nutzen. Ausnahmen sind zulässig, wenn Potenzi-
ale der Innenentwicklung nicht zur Verfügung stehen. 

 
  Zu Ziel 3.2 Potentiale der Innenentwicklung: Da es sich um eine Änderung und geringfügige Er-

weiterung eines rechtsverbindlichen Bebauungsplanes handelt, werden bis auf eine Teilfläche, le-
diglich Flächen überplant, für die bereits Baurecht besteht. Um die zu erstellende Erschließung 
effektiv und wirtschaftlich zu nutzen, wird über den Änderungsbereich hinaus noch eine Teilfläche 
in den Geltungsbereich des Bebauungsplanes aufgenommen. Dem Ziel der Innenentwicklung wird 
somit entsprochen. 

  Für den überplanten Bereich sind u.a. folgende Ziele des Regionalplanes (Region Allgäu, 16, in 
der Neufassung vom 10.01.2007 (Bekanntmachung vom 10. Januar 2007, RABl Schw. Nr. 1 
2007)) maßgeblich: 

 

   A III 3 Bestimmung des Marktes Weiler-Simmerberg als Unterzentrum 

   B I 1.1 Die natürlichen Grundlagen und die landschaftlichen Gegebenheiten sollen zur 
Erhaltung und Entwicklung der Region als Lebens- und Arbeitsraum für die 
dortige Bevölkerung und als bedeutender Erholungsraum gesichert werden. 

   B II 1.2 Auf die Stärkung der mittelständischen Betriebsstruktur als wesentliche Grund-
lage der wirtschaftlichen Entwicklung soll hingewirkt werden. 

   B V 1.2 In allen Gemeinden soll in der Regel eine organische Siedlungsentwicklung 
stattfinden. Eine über die organische Siedlungsentwicklung hinausgehende 
Entwicklung ist in der Regel in zentralen Orten und Siedlungsschwerpunkten 
zulässig. 

 
  Die Planung steht in keinem Widerspruch zu den o.g. für diesen Bereich relevanten Zielen des 

Landesentwicklungsprogramms Bayern 2013 (LEP) sowie des Regionalplans Region Allgäu. 

  Der Markt Weiler-Simmerberg verfügt über einen rechtsgültigen Flächennutzungsplan mit inte-
griertem Landschaftsplan (rechtsgültig seit 10.12.1999). Die überplanten Flächen werden hierin 
im Bereich der "Alois-von-Brinz-Straße" als gemischte Bauflächen (M), im übrigen Bereich als 
Wohnbauflächen (W) dargestellt. Da die im Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen und Ge-
biets-Einstufungen z.T. mit den Darstellungen des rechtsgültigen Flächennutzungsplanes nicht 
übereinstimmen, ist eine Änderung des Flächennutzungsplanes erforderlich. Diese erfolgt im so 
genannten Parallelverfahren (gem. § 8 Abs. 3 BauGB).  

  Der in den Flächennutzungsplan integrierte Landschaftsplan trifft keine weiteren Vorgaben. 
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  Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes befinden sich keine Denkmäler im Sinne 
des Bayerischen Denkmalschutzgesetzes (BayDSchG) (siehe Punkt "Schutzgut Kulturgüter" des Um-
weltberichtes). 

  Da es sich um eine Änderung eines rechtsverbindlichen Bebauungsplanes mit einer geplanten Be-
triebserweiterung eines bereits am Standort ansässigen Betriebes handelt, wurden keine Alternativ-
Standorte für die Ausweisung von Mischgebiets- und Wohngebietsflächen innerhalb des Gemein-
degebietes diskutiert und abgewogen.  

  Inhalte von anderen übergeordneten Planungen oder andere rechtliche Vorgaben werden durch 
diese Planung nicht tangiert.  

 
7.2.4  Entwicklung, allgemeine Zielsetzung und Systematik der Planung  

  Allgemeine Zielsetzung der Planung ist es, den rechtsverbindlichen Bebauungsplan an die aktuel-
len Anforderungen des Marktes und des ansässigen Gewerbes anzupassen.  

  Für das geplante Mischgebiet sowie das Wohngebiet soll erreicht werden, dass es zu der vorhan-
denen Siedlungs-Struktur hinzutritt, ohne als Fremdkörper zu erscheinen. Ziel der Planung ist es 
darüber hinaus, bei möglichst effektiver Ausnutzung der Flächen, sowohl Wohnraum für die orts-
ansässige Bevölkerung als auch die Voraussetzung für moderne und funktionelle Arbeits- und Pro-
duktionsstätten zu schaffen.  

  Für die Umsetzung der Planung soll erreicht werden, dass unterschiedliche zeitgemäße Bauformen 
verwirklicht werden können. Auf diese Weise soll ein flexibles und bedarfsgerechtes Planungs-In-
strument geschaffen werden.  

  Die Systematik der 1. Änderung und 1. Erweiterung des Bebauungsplanes "Obere Breite" ent-
spricht, bis auf zwei Teilflächen entlang der "Alois-von-Brinz-Straße", den Anforderungen des § 30 
Abs. 1 BauGB ("qualifizierter Bebauungsplan"). Dadurch regelt der Bebauungsplan die Zulässigkeit 
von Vorhaben in dem überplanten Bereich abschließend. Der Bauherrschaft stehen bei Vorliegen 
der entsprechenden Voraussetzungen Vereinfachungen im Rahmen des bauaufsichtlichen Verfah-
rens (entsprechend den jeweils geltenden Vorschriften) zur Verfügung (zur Zeit der Planaufstellung 
Genehmigungsfreistellung gem. Art. 58 BayBO). Abweichend hiervon sind die genannten Anforde-
rungen im Bereich der Sichtflächen, sowie den angrenzenden Flächen im Einmündungsbereich zur 
"Alois-von-Brinz-Straße" nicht erfüllt. Hier handelt es sich um einen so genannten "einfachen Be-
bauungsplan" im Sinne des § 30 Abs. 3 BauGB. Da es sich in diesem Bereich um bereits bebaute 
Grundstücke handelt, wird hier über die Art der baulichen Nutzung hinaus kein weiterer Regelungs-
bedarf gesehen.  

  Um zu einem lesbaren und rechtlich bestimmten Plan zu kommen, wird der Bereich vollständig 
von den Inhalten und den Rechtsgrundlagen des ursprünglichen Planes abgekoppelt. Der geänderte 
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Bereich stellt damit ein unabhängiges und inhaltlich neu aufgestelltes Planwerk dar. Er regelt die 
bauliche Nutzbarkeit in diesem Bereich abschließend. 

 
7.2.5  Räumlich-strukturelles Konzept 

  Das räumlich-strukturelle Konzept sieht die Erschließung weiterhin von der "Alois-von-Brinz-
Straße" in das Plangebiet vor. Diese verläuft weiter in südöstlicher Richtung und sieht nach Norden 
einen Anschluss an die potentiellen Erweiterungsflächen des benachbarten Gewerbebetriebes sowie 
nach Südosten einen Auslass in die freie Landschaft vor, der ggf. später für eine Fortsetzung der 
Erschließung genutzt werden kann. Das Plangebiet wird zusätzlich nach Süden an den "Kapfholzer 
Weg" angeschlossen. Somit ist innerhalb des Gebiets keine Wendefläche notwendig.  

  Die Grundstücke sind entlang der geplanten Erschließungsstraße angeordnet. Die Anzahl der ein-
zelnen Richtungen (Wegeführung und Grundstücksgrenzen) wird dabei gering gehalten, um den 
formalen und städtebaulichen Zusammenhalt des Gebietes zu betonen. Auf diese Weise entsteht 
eine ruhige und geordnete Gesamtstruktur.  

  Auf die Umsetzbarkeit von alternativen Formen der Energiegewinnung wird geachtet, da keine 
verbindliche Stellung der baulichen Anlagen festgesetzt wird. 

 

7.2.6  Planungsrechtliche Vorschriften 

  Für das Plangebiet wird im nordwestlichen Teilbereich ein Mischgebiet (MI), im zentral-nördlichen 
sowie südöstlichen Bereich ein allgemeines Wohngebiet (WA) festgesetzt.  

  Auf der Grundlage des § 1 der BauNVO werden innerhalb des der beiden Gebiete Veränderungen 
wie folgt vorgenommen:  

  Im allgemeinen Wohngebiet (WA) soll die Reduzierung von der Versorgung des Gebietes die-
nenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht störenden Handwerksbetrieben           
auf eine ausnahmsweise Zulässigkeit Fehlentwicklungen vermeiden. Der Bereich ist auf Grund 
seiner Erschließungs-Situation und Grundstücks-Bemessung nur bedingt geeignet, solche Be-
triebe aufzunehmen. Zudem sind die damit u.U. verbundenen Nutzungskonflikte auf Grund der 
Kleinräumigkeit des geplanten Wohngebietes teilweise nur schwer lösbar. Durch die Ausweisung 
von Mischgebietsflächen (MI) und im Anschluss Flächen für ein allgemeines Wohngebiet (WA) 
sollen die zuvor genannten Nutzungen vorwiegend im Bereich des Mischgebietes (MI) angesie-
delt werden. Eine gleichzeitige Einschränkung der Nutzungen nach § 4 Abs. 2 Nr. 3 (Anlagen 
für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke) auf eine ausnahms-
weise Zulässigkeit wird jedoch nicht vorgenommen. Die zuletzt genannten Nutzungen sind in-
nerhalb des Bereiches unkritisch. Durch eine Einschränkung bestünde darüber hinaus die Ge-
fahr, den Gebiets-Charakter vom Grundsatz her zu unterlaufen.  
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 Grundsätzlichen Ausschluss erfahren die in § 4 Abs. 3 Nrn. 4-5 BauNVO angeführten Nutzungen 
Gartenbaubetriebe sowie Tankstellen. Die genannten Nutzungen sind nicht geeignet, innerhalb 
der überplanten Flächen aufgenommen zu werden. Unlösbare Nutzungskonflikte sowie die Un-
möglichkeit der Integration in die kleinräumige städtebauliche Gesamtsituation sind die Gründe 
hierfür. 

  Im Mischgebiet (MI) ist ein Ausschluss von Gartenbaubetrieben, Tankstellen und Vergnügungs-
stätten vorgesehen. Die genannten Nutzungen würden für den Bereich und deren umgebenden 
Grundstücke zu einem unlösbaren Konfliktpotenzial führen. Weder Grundstücks-Bemessung 
noch Erschließungs-Situation sind für diese Nutzungen geeignet. Der Ausschluss von Vergnü-
gungsstätten ist zusätzlich durch deren störenden Charakter auf das gesamte Umfeld begründet. 
Auch würde es durch die umgebende Wohnnutzung zu unlösbaren Nutzungskonflikten kom-
men. Der Ort befindet sich im ländlichen Raum, fernab einer geeigneten Anbindung an geeig-
nete und vorhandene Strukturen.  

  
  Die Festsetzungen über das Maß der baulichen Nutzung konzentrieren sich auf das in der Baunut-

zungsverordnung (§ 16 Abs. 3 u. 4 BauNVO) angegebene Erfordernis zur Erlangung der Eigen-
schaften eines Bebauungsplanes im Sinne des § 30 Abs. 1 BauGB ("qualifizierter Bebauungsplan"). 
Dabei erhalten diejenigen Größen den Vorzug, die bezüglich ihrer Lesbarkeit unmissverständlich 
sind. 

  Die Festsetzung einer Grundflächenzahl ergibt einen möglichst großen Spielraum bei der Auf-
teilung der Grundstücke und der Verwirklichung von unterschiedlichen Gebäudetypen bzw. -
anordnungen. Die festgesetzten Werte von 0,60 im Mischgebiet bzw. 0,40 im allgemeinen 
Wohngebiet befinden sich im Rahmen der im § 17 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) de-
finierten Obergrenzen für Mischgebiete bzw. allgemeine Wohngebiete. Für den Bestand ermög-
lichen sie eine maßvolle Erweiterung der vorhandenen Gebäude. Für eventuelle Erweiterungs-
absichten wird eine kompakte und flächensparende Ausnutzung der Flächen gewährleistet.  

  Auf die Festsetzung der Zahl der Vollgeschoße wird verzichtet. Diese Kenngröße ist für die Vor-
gabe der Gebäudehöhe wenig aussagefähig, da in der Planung Gebäude mit gewerblicher Nut-
zung und den damit verbundenen Raumhöhen (Hallen, Verkaufsräume) errichtet werden kön-
nen.  

  Die gleichzeitige Festsetzung von First- und Wandhöhen schafft einen verbindlichen Rahmen 
zur Umsetzung eines breiten Spektrums an Gebäudeprofilen. Die gewählte Systematik schließt 
Fehlentwicklungen aus. Sie ist auch für den Außenstehenden (z.B. Anlieger) nachvollziehbar 
und damit kontrollierbar. Gebäude mit einer tiefen Grundrissgestaltung und relativ steiler Dach-
neigung werden durch die festgesetzte Firsthöhe in ihrer Gesamthöhe fixiert. Schmale Gebäude 
mit relativ flacher Dachneigung werden durch die festgesetzte Wandhöhe auf ein geeignetes 
Erscheinungsbild begrenzt. Die erzielbaren Rauminhalte der Gebäude werden auf ein städte-



 Markt Weiler-Simmerberg    1. Änderung und 1. Erweiterung des Bebauungsplanes "Obere Breite" 
 Textteil mit 73 Seiten, Fassung vom 28.04.2016 

Seite 38 

baulich vertretbares Maß beschränkt. Die Höhe des natürlichen Geländes ist durch die eingear-
beiteten Höhenlinien eindeutig bestimmt. Durch die Festsetzung, dass, sofern zulässige Dach-
aufbauten oder Dacheinschnitte im Bereich des Schnittpunktes der Außenwand mit der Dach-
haut liegen, für die Berechnung der maximalen Wandhöhe die Verbindungslinie zwischen den 
nächst gelegenen entsprechenden Schnittpunkten außerhalb solcher Bauteile maßgeblich ist, 
wird eindeutig geregelt, dass die Höhe von Dachaufbauten oder Dacheinschnitten nicht als 
maßgebliche Wandhöhe herangezogen wird. Bei Hauptgebäuden mit Flachdach wird die Höhe 
des Gebäudes ausschließlich durch die festgesetzte Wandhöhe begrenzt, die festgesetzte First-
höhe ist daher nicht relevant. Untergeordnete Bauteile Bauteilen wie z.B. Antennen, Schorn-
steinen, Abluftanlagen, Aufzugsaufbauten, etc. dürfen die festgesetzten Werte überschreiten. 

  
  Werbeanlagen werden in ihrer Höhe auf ein für diesen Bereich verträgliches Maß beschränkt. Dies 

geschieht, um Beeinträchtigungen des Ortsbildes zu vermeiden. 

  Die festgesetzte offene Bauweise wird nicht weiter differenziert. Die Festsetzung einer offenen Bau-
weise beschränkt die Längenentwicklung von Baukörpern auf max. 50 m. Die Eignung zur Bebau-
ung als Einzel- oder Doppelhaus sollte für jedes Grundstück unabhängig von der jeweils festgesetz-
ten Bauweise von den Interessenten geprüft werden.  

  Die überbaubaren Grundstücksflächen (Baugrenzen) sind so festgesetzt, dass sie über die mögliche 
Größe der Gebäude auf Grund der Nutzungsziffern (Grundflächenzahl) hinausgehen. Dadurch ent-
steht für die Bauherrschaft zusätzliche Gestaltungsfreiheit für die Anordnung der Gebäude im 
Grundstück. Die Baugrenzen reichen ggf. über die durch die einzelnen Bauvorhaben bedingten 
Grundstücksgrenzen hinweg. Dadurch wird die Möglichkeit geschaffen, im Rahmen der Vergabe 
der Grundstücke flexible Aufteilungen durchzuführen. Nebengebäude (z.B. Garagen) sind auch in-
nerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen (Baugrenzen) zulässig. 

  Für die privaten Gärten wird die Zulässigkeit von baulichen Anlagen außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen verbindlich geregelt. Auf der Grundlage der §§ 12, 14 und 23 BauNVO werden 
Vorgaben für die Zulässigkeit von nicht störenden Anlagen getroffen. Dies trägt dazu bei, Unklar-
heiten im Umgang mit Rechtsvorschriften bei der Bauherrschaft auszuräumen (Zulässigkeit und 
Genehmigungs- bzw. Verfahrensfreiheit). Im Sinne der Nutzung von Sonnenenergie wird die Mög-
lichkeit eingeräumt, Sonnenkollektoren oder entsprechende Anlagen der alternativen Energiege-
winnung außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zu errichten. Auf Grund der getroffenen 
Einschränkungen werden Fehlentwicklungen ausgeschlossen. Grundsätzlich ausgeschlossen werden 
Mobilfunkanlagen (fernmeldetechnische Nebenanlagen gem. § 14 Abs. 2 BauNVO). Der Ausschluss 
dieser Anlagen ist erforderlich, um dem Vorsorgegedanken Rechnung zu tragen. Genaue Auswir-
kungen auf die Gesundheit des Menschen sind zum Zeitpunkt der Planaufstellung noch nicht be-
kannt bzw. abgesichert. Gleichzeitig soll vermieden werden, dass durch das Erscheinungsbild der 
Anlagen eine negative optische Wirkung auf die angrenzenden Wohngebiete entstehen könnte. Die 
Bewohner könnten durch die Anlagen nachhaltig in ihrem Wohlbefinden beeinträchtigt werden, 
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auch dann, wenn keine unmittelbare strahlentechnische Beeinträchtigung gegeben wäre. Ferner 
werden Nebenanlagen zur Erzeugung von Energie durch Windkraft gem. § 14 Abs. 1 Satz 1 
BauNVO bzw. § 14 Abs. 2 BauNVO ausgeschlossen, um Beeinträchtigungen des Orts- und Land-
schaftsbildes sowie Konflikte mit dem Naturraum in diesem Übergangsbereich zur freien Landschaft 
zu vermeiden. 

  Der Ausschluss von oberirdischen Niederspannungs-Freileitungen erfolgt aus städtebaulichen Grün-
den. Neben den Anforderungen für die einzelnen Baugrundstücke und Gebäude werden dadurch 
für die Erschließungs-Träger Vorgaben zur Ausführung von (in der Regel neu zu errichtenden) An-
lagen getroffen, die dazu führen, dass das landschaftliche Umfeld geschützt wird. 

  Auf die Festsetzung von maximalen Erdgeschoß-Fußbodenhöhen wird verzichtet. Dadurch entsteht 
ausreichend Flexibilität zur Einstellung der Gebäude im Gelände. Zusätzlich ist damit der Anreiz 
verbunden, zur Optimierung des innergebäudlichen Profils eine moderate Höhenlage des Erdge-
schoß-Fußbodens zu wählen. Durch die o.g. Fixierung auf Wand- und Firsthöhen bleiben Fehlent-
wicklungen ausgeschlossen.  

  Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde eine schalltechnische Untersuchung der zu er-
wartenden Straßenverkehrslärm-Immissionen im Planungsgebiet durch das Büro Sieber durchge-
führt (Gutachten vom 30.03.2015). Die Orientierungswerte des Beiblattes 1 der DIN 18005-1 für 
ein Mischgebiet (MI) werden tagsüber in einem Bereich bis 23 m und nachts in einem Bereich bis 
32 m zur Straßenmitte der St 2001 (Alois-von-Brinz-Straße) überschritten. Die Immissionsgrenz-
werte der 16. BImSchV werden tagsüber bis zu einem Abstand von 12 m und während der Nacht-
zeit bis zu einem Abstand von 16 m zur Fahrbahnmitte der St 2001 überschritten. 

Da der Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung lediglich in einem kleinen Teilbereich (auf 
einer Länge von 32,5 m) an die Staats-Straße St 2001 (Alois-von-Brinz-Straße) angrenzt und in 
diesem Bereich auch die Erschließung des Gebietes situiert ist, ist eine aktive Lärmschutzmaß-
nahme hier sowohl auf Grund der Aus- und Einfahrtssituation als auch aus städteplanerischer Sicht 
als nicht sinnvoll zu erachten. Daher wird auf die Errichtung einer aktiven Lärmschutzmaßnahme 
entlang der Staats-Straße St 2001 verzichtet. Zur Ermittlung der erforderlichen Grundrissorientie-
rungen (Orientierung der zum Lüften erforderlichen Fensteröffnungen der Aufenthaltsräume) wur-
den die Beurteilungspegel durch den Straßenverkehrslärm im Plangebiet ermittelt.  

In der Nacht wird aus schallschutztechnischer Sicht in erster Linie die Vermeidung von Schlafstö-
rungen bezweckt. Deshalb wurde geprüft, ob durch passive Schallschutz-Maßnahmen ein unge-
störter Schlaf gewährleistet werden kann. In der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts 
(Beschluss vom 17.02.2010, AZ: BVerwG 4 BN 59.09) wird ein Dauerschallpegel in einem Bereich 
zwischen 30 und 35 dB(A), der unter dem Aspekt der Gesundheit am Ohr des Schläfers während 
der Nachtzeit nicht überschritten werden sollte, genannt. Während der Nachtzeit liegt im vorlie-
genden Fall ein Außenpegel von maximal 54 dB(A) an dem zur Staats-Straße St 2001 nächstge-
legenen Grundstück vor. Bei Räumen üblicher Größe und Beschaffenheit und bei geschlossenen 
Einfachfenstern kann ein Unterschied von 20 bis 25 dB(A) zwischen den Mittelungspegeln innen 
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und außen als Dämmung im ungünstigsten Fall angenommen werden (BVerG 104,123). Während 
der Nachtzeit ist somit im ungünstigsten Fall mit einem Innenpegel von 29 bis 34 dB(A) zu rech-
nen. Der in der Rechtsprechung genannte Pegelbereich wird somit nicht überschritten. 

Der bestehende Konflikt wird durch passive Lärmschutzmaßnahmen (Orientierung der zum Lüften 
erforderlichen Fensteröffnungen von Aufenthaltsräumen, schallgedämmte Außenbauteile, ausrei-
chend dimensionierte Lüftungsanlagen) gelöst. Die zum Lüften erforderlichen Fensteröffnungen 
sind in den konfliktfreien Bereich zu orientieren und die Außenbauteile der Aufenthaltsräume ge-
mäß den Anforderungen der DIN 4109 (Schallschutz im Hochbau) auszuführen. Ausnahmen von 
der Orientierungspflicht können zugelassen werden, wenn die betreffenden Räume ersatzweise mit 
einer ausreichend dimensionierten Lüftungsanlage ausgestattet werden. 

Weiterhin wurde eine schalltechnische Prognose der zu erwartenden Gewerbelärm-Immissionen 
durch die Wäscherei Büchele im Planungsgebiet durch das Büro Sieber durchgeführt (Gutachten 
vom 24.07.2015). Die Berechnungen haben ergeben, dass bei bestehendem Betrieb die Immissi-
onsrichtwerte an der Umgebungsbebauung überschritten werden. Da vorliegend ein Angebotsbe-
bauungsplan aufgestellt wird, muss auf die Festsetzung individueller Lärmschutzfestsetzungen in 
Bezug auf den vorhandenen Betrieb verzichtet werden, da der Bebauungsplan nicht nur dieses 
Vorhaben erfassen, sondern eine Vielzahl von Nutzungen abdecken und ermöglichen soll. Notwen-
dige Maßnahmen zur Einhaltung immissionsschutzrechtlicher Vorgaben werden demnach im Rah-
men der Vollzugsebene geprüft und bei Bedarf gefordert. Das Nebeneinander von Mischgebiet und 
allgemeinem Wohngebiet verstößt auch nicht gegen das Trennungsgebot des § 50 BImSchG son-
dern stellt eine übliche städtebauliche Situation dar. Für künftige Bauvorhaben richtet sich deren 
Zulässigkeit also nach den Fetsetzungen des Beauungsplanes und den Vorgaben der TA-Lärm. Die 
jeweiligen Bauherren haben also im Rahmen der Umsetzung ihrer Vorhaben den Nachweis zu 
erbringen, dass sie die betreffenden Immissionsrichtwerte einhalten. 

Von Seiten der Wäscherei Büchele ist eine Betriebserweiterung und – umstrukturierung geplant. 
Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens sind entsprechende Lärmschutz- und lufthygienische 
Maßnahme (z.B. Schalldämpfer, Lüftungsanlagen, Einhausung der Be- und Entladestelle) zu tref-
fen, welche dem Stand der Technik entsprechen. Um die Umsetzung dieser Maßnahmen zu ge-
währleisten, wird ein städtebaulicher Vertrag mit der Wäscherei Büchele geschlossen. 

Zudem wurden die Gewerbelärm-Immissionen der östlich gelegenen Hutfabrik Seeberger im Plan-
gebiet durch das Büro Sieber im Rahmen einer schalltechnischen Voruntersuchung (Gutachten vom 
24.07.2015) ermittelt. Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens oder des Baugenehmigungsverfah-
rens werden ggf. Lärmschutzmaßnahmen festgesetzt. 

 
7.2.7  Infrastruktur  

  Ggf. ist im Rahmen der Erschließung eine neue Trafostation zu errichten. Auf die Festsetzung einer 
entsprechenden Fläche für diese Trafostation wird bewusst verzichtet, da sich deren exakte Lage 
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erst mit der Einteilung der Baugrundstücke ergeben wird. Auf Grund des § 14 Abs. 2 der Baunut-
zungsverordnung (BauNVO) kann eine solche Nebenanlage in der Ausnahme zugelassen werden, 
auch falls im Bebauungsplan keine besondere Fläche hierfür festgesetzt ist.  

  Eine Wertstoff-Insel innerhalb des überplanten Bereiches ist nicht erforderlich. Für den Orts-Teil 
sind bereits ausreichend Wertstoff-Inseln an geeigneten Stellen vorhanden.  

  Neben den o.g. Einrichtungen zur unmittelbaren Wohnumfeld-Verbesserung sind in räumlicher 
Nähe die wichtigen Infrastruktureinrichtungen des Ortsteiles Weiler erreichbar (Schule, Kindergar-
ten, Rathaus). 

 
7.2.8  Verkehrsanbindung und Verkehrsflächen 

  Das auszuweisende Planungsgebiet ist über die Einmündung in die "Alois-von-Brinz-Straße" sowie 
den "Kapfholzer Weg" hervorragend an das Verkehrsnetz angebunden. Über die "Alois-von-Brinz-
Straße" besteht eine Anbindung an die Bundes-Straße 308 Richtung Immenstadt i. Allgäu oder 
Lindau (B).  

  Die Anbindung an den öffentlichen Personen-Nahverkehr (ÖPNV) ist durch die Bushaltestelle im 
Bereich "Bahnhof" mit der Linien 12, 18, 122 und 181 Richtung Lindenberg/Röthenbach, Obers-
taufen, Simmerberg und Oberreute gegeben.  

  Im Einmündungsbereich in die "Alois-von-Brinz-Straße" ist die Verkehrs-Sicherheit durch Festset-
zung von Sichtflächen, Ausrundungen sowie Zufahrts-Verbote zu den Grundstücken gewährleistet.  

  Die innere Erschließung des Baugebietes erfolgt über eine Erschließungsstraße, die die "Alois-von-
Brinz-Straße" mit dem "Kapfholzer Weg" verbindet. Die straßenbegleitenden Flächen dienen mit 
ihren wasserdurchlässigen Belägen der Wohnumfeld-Gestaltung. Gleichzeitig sind sie als Stauraum 
für den Winterdienst vorgesehen. Die Regelquerschnitte der Wege, der Sichtflächen sowie die Be-
messung der Ausrundungen im Bereich der Einmündungen sind entsprechend der einschlägigen 
Richtlinien entworfen. Dadurch ist die problemlose Benutzung durch dreiachsige Lkw (Einsatzfahr-
zeuge) sowie größere Lkw für eine Andienung der möglichen Erweiterung des benachbarten Ge-
werbebetriebes sichergestellt.  

  Für den ruhenden Verkehr sind im zentralen Bereich fünf öffentliche Stellplätze, sowie im weiteren 
Verlauf nochmals zwei Stellplätze vorgesehen.  

  Für die beiden vorgeschlagenen "Hinterliegergrundstücke" mit den Grundstücksnummern 3 und 5 
im Bereich des allgemeinen Wohngebietes (WA) sind zwei mögliche Zufahrten als Vorschlag in den 
Bebauungsplanentwurf aufgenommen (Vorgeschlagene Grundstücke Nrn. 3a und 5a). Diese Zu-
fahrten können ggf. auch als gemeinsame Erschließung genutzt werden. Eine tatsächliche Parzel-
lierung der Grundstücke sowie der Zufahrten erfolgt zum Zeitpunkt der Grundstücksverkäufe, wenn 



 Markt Weiler-Simmerberg    1. Änderung und 1. Erweiterung des Bebauungsplanes "Obere Breite" 
 Textteil mit 73 Seiten, Fassung vom 28.04.2016 

Seite 42 

die geplanten Bauvorhaben bekannt sind. Die Nutzung als gemeinsame Zufahrt ist dann über ent-
sprechende Geh- und Fahrrechte im Grundbuch zu sichern. 

  Die Planung berücksichtigt die vorhandenen Fußwegebeziehungen und bindet diese in das Ge-
samtkonzept ein. Für den Fußgänger besteht somit z.B. die Möglichkeit von der "Alois-von-Brinz-
Straße" zum "Kapfholzer Weg" zu gelangen, unter Vermeidung eines wesentlichen Teils der "Alois-
von-Brinz-Straße".  

  Die Festsetzung von Höhenpunkten im Bereich der geplanten Erschließungs-Straßen ist nicht er-
forderlich. Die exakte Planung der Höhenlage der Erschließungs-Anlage wird durch das beauftragte 
Ingenieurbüro vorgenommen. 
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8  Begründung – Umweltbericht (§ 2 Abs. 4 und § 2a 
Satz 2 Nr. 2 BauGB und Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a 
BauGB) sowie Abarbeitung der Eingriffsregelung 
des § 1a BauGB, Konzept zur Grünordnung 

 
8.1  Einleitung (Nr. 1 Anlage zu § 2 Abs. 4 sowie § 2a BauGB) 

8.1.1  Kurzdarstellung des Inhaltes und der wichtigsten Ziele der 1. Änderung und 1. Erweite-
rung des Bebauungsplanes "Obere Breite" (Nr. 1a Anlage zu § 2 Abs. 4 sowie § 2a BauGB)  

  Durch die 1. Änderung und 1. Erweiterung des Bebauungsplanes "Obere Breite" werden ein allge-
meines Wohngebiet und ein Mischgebiet im Osten des Ortsteiles Weiler ausgewiesen. 

  Das Plangebiet befindet sich im Osten des Ortsteiles Weiler des Marktes Weiler-Simmerberg. Er 
wird im Norden von der Staats-Straße 2001 ("Alois-von-Brinz-Straße") bzw. von der entlang dieser 
Straße bestehenden Bebauung begrenzt. Südlich und südwestlich Plangebietes verläuft der "Kapf-
holzer Weg" mit beidseitig anschließender Bebauung. In Richtung Osten geht der Bereich in die 
freie Landschaft über, die zunächst von Wiesen und Weiden, anschließend auch von kleinen Wald-
flächen geprägt wird. 

  Der Standort begründet sich durch eine geplante Betriebserweiterung eines bereits am Standort 
ansässigen Betriebes. 

  Die Aufstellung des Bebauungsplanes dient der Ausweisung von Wohnbauflächen sowie der An-
passung des rechtsverbindlichen Bebauungsplanes an die aktuellen Anforderungen und Erweite-
rungsabsichten von Gewerbebetrieben. 

  Für die 1. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplans "Obere Breite" ist eine Umweltprüfung 
gem. § 2 Abs. 4 BauGB durchzuführen sowie ein Umweltbericht gem. § 2a Satz 2 Nr. 2 BauGB sowie 
Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB zu erstellen. 

  Der erforderliche naturschutzrechtliche Ausgleich von 890 m2 erfolgt vollständig auf einer externen 
Fläche der Gemarkung Weiler im Allgäu (Fl.-Nrn. 334 und 335, jeweils Teilflächen). 

  Der Bedarf an Grund und Boden (Geltungsbereich) beträgt insgesamt 1,51 ha (die Fläche des Än-
derungsbereiches beträgt 1,13 ha), davon sind 0,81 ha Allgemeines Wohngebiet, 0,30 ha Misch-
gebiet, 0,38 ha Verkehrsflächen und 0,02 ha Grünflächen. Der Flächenbedarf der Planung muss 
jedoch relativiert werden, da im Erweiterungsbereich im Bereich des Grundstücks Nr. 1 bereits Bau-
recht besteht und der Bereich teilweise bereits bebaut ist. Zudem besteht für den gesamten Ände-
rungsbereich ein rechtsverbindlicher Bebauungsplan, sodass hier ebenfalls bereits Baurecht be-
steht. Nur für den Erweiterungsbereich im Bereich der Grundstücke der Nrn. 11–14 wird neues 
Baurecht geschaffen. 
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8.1.2  Ziele des Umweltschutzes aus anderen Planungen (Nr. 1b Anlage zu § 2 Abs. 4 sowie § 2a 
BauGB) 

  Regionalplan: 

Nach dem Regionalplan der Region Allgäu (Karte "Natur und Landschaft") sind keine zu beachten-
den Ziele der Raumordnung betroffen. 

  Flächennutzungsplan und Landschaftsplan (rechtsgültig seit 10.12.1999): 

Der Markt Weiler-Simmerberg verfügt über einen rechtsgültigen Flächennutzungsplan mit inte-
griertem Landschaftsplan. Die überplanten Flächen werden hierin im Bereich der "Alois-von-Brinz-
Straße" als gemischte Bauflächen (M), im übrigen Bereich als Wohnbauflächen (W) dargestellt. Da 
die im Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen und Gebiets-Einstufungen zum Teil mit den Dar-
stellungen des gültigen Flächennutzungsplanes nicht übereinstimmen, ist eine Änderung des Flä-
chennutzungsplanes erforderlich. Diese erfolgt im so genannten Parallelverfahren (gem. § 8 Abs. 3 
BauGB). 

  Natura 2000-Gebiete (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. b BauGB): 

Es befinden sich keine Natura 2000-Gebiete in räumlicher Nähe zum Plangebiet. Das nächste Ge-
biet liegt in einer Distanz von etwa 2,50 km (FFH-Gebiet "Allgäuer Molassetobel", Nr. 8326-371). 
Es ist von der Planung nicht betroffen. 

  Weitere Schutzgebiete/Biotope: 

 Die nächsten kartierten Biotope liegen rund 70 m weiter südlich ("Gehölzsäume und Hecke am 
Hausbach am südöstlichen Ortsrand von Weiler", Nr. A8425-0297, 3 Teilflächen).  

 Schutzgebiete für Natur und Landschaft befinden sich nicht in räumlicher Nähe zum Plangebiet. 

 Wasserschutzgebiete sind ebenfalls nicht von der Planung betroffen. 

  
8.2  Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen auf der Grundlage der Umwelt-

prüfung nach § 2 Abs. 4 Satz 1 BauGB (Nr. 2 Anlage zu § 2 Abs. 4 sowie § 2a BauGB) 

8.2.1  Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umweltzustands, ein-
schließlich der Umweltmerkmale der Gebiete, die voraussichtlich erheblich beeinflusst 
werden (Nr. 2a Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB) 

  Der Bestand innerhalb des Plangebietes ist unter dem Aspekt des überwiegend bestehenden Bau-
rechts zu betrachten, d.h. das Gebiet ist bereits zu großen Teilen bebaubar (festgesetzt ist u.a. ein 
Mischgebiet, ein Allgemeines Wohngebiet, Verkehrsflächen inklusive Verkehrsbegleitgrün, eine öf-
fentliche Grünfläche). Die nachfolgende Bestandsaufnahme beschreibt jedoch die derzeitige Situa-
tion.  
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  Schutzgut Arten und Lebensräume; Biologische Vielfalt (Tiere und Pflanzen; § 1 Abs. 6 Nr. 7 
Buchst. a BauGB):  

Kriterien zur Beurteilung des Schutzgutes sind die Naturnähe, Empfindlichkeit und der Vernet-
zungsgrad der betrachteten Lebensräume sowie das Vorkommen geschützter oder gefährdeter Arten 
bzw. Biotope. 

 Bei dem Gebiet handelt es sich derzeit überwiegend um intensiv genutztes Grünland, das in 
den bebauten Bereich von Weiler hineinragt. Die Strukturvielfalt ist überwiegend eher gering. 
Auf Grund der intensiven Nutzung, der Bebauung und der genannten Störungen sind nur we-
nige, anspruchslose, siedlungstypische Tier- und Pflanzenarten vorhanden. Im westlichen Be-
reich befindet sich ein bereits bebautes Grundstück innerhalb des Plangebietes. Im bebauten 
Bereich stehen einige Gehölze (u.a. zwei große Bäume). Entlang der nordöstlichen Grenze zur 
Fl.-Nr. 179/3 verläuft ein schmales Gehölzband, das überwiegend aus jungen Eschen besteht. 
Die Flächen sind durch die angrenzenden Wohn- und Gewerbenutzungen beeinflusst (Gewer-
belärm, Hauskatzen, Freizeitgeräusche wie z.B. Rasenmäher). Artenschutzrechtlich relevante 
Arten sind im Plangebiet nicht nachgewiesen. Durch die auf drei Seiten an Bebauung angren-
zende Lage und die überwiegend intensive Nutzung kommt den Flächen keine Bedeutung für 
den Biotopverbund zu.  

 Dem Plangebiet kommt zusammenfassend eine geringe Bedeutung für das Schutzgut zu. 

  
  Schutzgut Boden und Geologie (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB):  

Kriterien zur Beurteilung des Schutzgutes sind die Funktionen des Bodens als Standort für Kultur-
pflanzen und für natürliche Vegetation, als Ausgleichskörper im Wasserkreislauf sowie als Filter 
und Puffer für Schadstoffe. Auch die Empfindlichkeit des Bodens, der Natürlichkeitsgrad des Bo-
denprofils und der geologischen Verhältnisse sowie eventuell vorhandene Altlasten werden als Be-
urteilungskriterien herangezogen. Darüber hinaus wird die Eignung der Flächen für eine Bebauung 
bewertet.  

 Aus geologischer Sicht gehört das Gebiet zur Rhein-Jungmoränen-Region. Der geologische Un-
tergrund wird von den Ablagerungen eines spät- und postglazialen Schwemmkegels geprägt, 
der hier die Moränensedimente und die im tieferen Untergrund anstehende Süßwassermolasse 
überlagert. Der vorherrschende Bodentyp ist Braunerde oder eine gering verbraunte Parabraun-
erde aus kiesführendem Lehm (Deckschicht der Jungmoräne) über tiefem Schluff- bis Lehmkies 
(carbonatische, stark zentralalpin geprägte Jungmoräne). Im Bereich des bebauten Grundstücks 
sind die Böden teilweise, im Bereich der bestehenden Straße vollständig versiegelt. Davon ab-
gesehen sind die vorkommenden Böden vollständig unversiegelt und mit semi-natürlicher Ve-
getation bewachsen. Sie können daher ihre Funktion als Ausgleichskörper im Wasserhaushalt 
sowie als Filter und Puffer für Schadstoffe noch weitestgehend unbeeinträchtigt erfüllen. 

 Hinweise auf Altlasten gibt es nicht. 
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 Dem Plangebiet kommt zusammenfassend auf Grund großflächiger, landwirtschaftlich genutz-
ter, unversiegelter Böden eine hohe Bedeutung für das Schutzgut zu. 

  
  Schutzgut Wasser und Wasserwirtschaft (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB):  

Kriterien zur Beurteilung des Schutzguts Wasser sind zum einen die Naturnähe der Oberflächenge-
wässer (Gewässerstrukturgüte und Gewässergüte), zum anderen die Durchlässigkeit der Grundwas-
ser führenden Schichten, das Grundwasserdargebot, der Flurabstand des Grundwassers, die Grund-
wasserneubildung sowie – abgeleitet aus den genannten Kriterien – die Empfindlichkeit des 
Schutzgutes Wasser gegenüber Beeinträchtigungen durch das Vorhaben. Die für die Wasserwirt-
schaft wichtigen Gesichtspunkte sind die Versorgung des Plangebietes mit Trinkwasser, die Entsor-
gung von Abwässern, die Ableitung bzw. Versickerung von Niederschlagswasser sowie eventuell 
auftretendes Hangwasser oder Hochwasser von angrenzenden Gewässern, das zu Überflutungs-
problemen im Plangebiet führt. 

 Gewässer befinden sich nicht innerhalb des Plangebietes. Das nächste Gewässer ist der Haus-
bach, der etwa 80 m weiter südlich verläuft. Die kiesigen Schwemmkegelablagerungen werden 
als Porengrundwasserleiter eingestuft. Die Basis des Grundwasserleiters wird in der Regel durch 
die unterlagernden Moränenablagerungen gebildet, deren Durchlässigkeit für Niederschlags-
wasser erfahrungsgemäß gering bis mäßig oder räumlich (stark) variabel ist. Über den Grund-
wasserstand liegen keine genauen Informationen vor. Auf Grund der Ergebnisse von Baugrund-
untersuchungen in anderen Bereichen von Weiler liegt der Grundwasserstand im Rothach-Tal 
zwischen etwa 615 m ü. NN und 620 m ü. NN, sodass im Plangebiet (bei einer Höhe von mi-
nimal 633 m ü. NN) nicht mit oberflächennah anstehendem Grundwasser zu rechnen ist. 

 Momentan fallen im Gebiet keine Abwässer an. Die bestehenden Baugebiete in der Umgebung 
des Plangebietes sind bereits an die gemeindlichen Ver- und Entsorgungsleitungen angeschlos-
sen. 

 Dem Plangebiet kommt zusammenfassend eine geringe Bedeutung für das Schutzgut zu. 

  
  Schutzgut Klima/Luft; Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a und  h 

BauGB): 

Kriterien zur Beurteilung des Schutzguts sind die Luftqualität sowie das Vorkommen von Kaltluf-
tentstehungsgebieten und Frischluftschneisen. 

 Auf den Wiesenflächen kann sich Kaltluft bilden, die dem Gefälle folgend nach Nordwesten hin 
abfließt. Dort, wo sich die hier anschließende Bebauung verdichtet, kann es zu einem Kaltluft-
stau an größeren Gebäuden kommen. Da es sich beim Plangebiet um Flächen in Siedlungsnähe 
bzw. um bereits bebaute Flächen handelt, ist das Mikroklima bereits in gewissem Ausmaß durch 
die Bebauung geprägt (begünstigte Wärmeabstrahlung, eingeschränkte Verdunstung). 
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 Dem Plangebiet kommt zusammenfassend eine geringe Bedeutung für das Schutzgut zu. 

  
  Schutzgut Landschaftsbild (Landschaft; § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB):  

Kriterien zur Bewertung des Schutzguts sind die Vielfalt, Eigenart und Schönheit der Landschaft. 
Die Einsehbarkeit in das Plangebiet, Blickbeziehungen vom Gebiet und angrenzenden Bereichen in 
die Landschaft sowie die Erholungseignung des Gebietes werden als Nebenkriterien herangezogen. 

 Das Plangebiet liegt am südöstlichen Rand des Rothach-Tals, das naturräumlich dem "Vorderen 
Bregenzer Wald" zuzuordnen ist. Es handelt sich überwiegend um eine in die Siedlung hinein-
ragende Wiesenfläche. Der größte Teil des Gebietes wirkt auf Grund der umliegenden Bebauung 
wie eine größere Baulücke. Das Gebiet ist von der "Alois-von-Brinz-Straße" nur begrenzt, von 
der freien Landschaft dagegen gut einsehbar und leicht in Richtung Nordwesten (d.h. in Rich-
tung der Siedlung) geneigt. Für die Naherholung hat es auf Grund fehlender Wegeverbindungen 
und wegen der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung keine Bedeutung. Für die Anwohner 
des bisherigen Ortsrandes ermöglicht es Blickbeziehungen auf eine größere Freifläche bzw. in 
die freie Landschaft. 

 Dem Plangebiet kommt zusammenfassend eine geringe Bedeutung für das Schutzgut zu. 

  
  Schutzgut Mensch (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. c BauGB):  

Kriterien zur Beurteilung des Schutzguts sind gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse sowie die 
Erholungseignung des Gebietes. 

Auf das Baugebiet wirken die Lärmimmissionen der St 2001 (Alois-von-Brinz-Straße) und die Ge-
werbelärm-Immissionen der angrenzenden Betriebe Wäscherei Büchele und Hutfabrik Seeberger 
ein. 

  
  Schutzgut Kulturgüter (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. d BauGB):  

Es befinden sich keine Kulturgüter im überplanten Bereich. Es befinden sich keine Baudenkmäler 
im überplanten Bereich. Nach jetzigem Kenntnisstand liegen auch keine Bodendenkmäler im Wirk-
bereich der Planung. 

  
  Erneuerbare Energien (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. f BauGB):  

 Derzeit befinden sich innerhalb des Plangebietes keine Anlagen zur Gewinnung von Wärme 
oder Strom aus alternativen Energiequellen. Im Umfeld sind bereits Photovoltaik-Anlagen auf 
Hausdächern installiert. Laut Energieatlas Bayern beträgt die mittlere jährliche Globalstrahlung 
1.195-1.209 kWh/m². Bei einer mittleren Sonnenscheindauer von 1.750-1.799 Stunden pro 
Jahr sind die Voraussetzungen für die Gewinnung von Solarenergie gut. 
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 Der Bau von Erdwärmesonden ist laut Energieatlas Bayern im Gebiet auf Grund kritischer hyd-
rogeologischer und geologischer Bedingungen voraussichtlich nicht möglich. 

  
  Wechselwirkungen zwischen den Belangen des Umweltschutzes Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, 

Luft, Klima, Landschaft, biologische Vielfalt, Mensch, Kulturgüter (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. i BauGB):  

Soweit Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Schutzgütern bestehen, wurden diese bei der 
Abarbeitung der einzelnen Schutzgüter angemerkt. 

  
8.2.2  Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 

(Nr. 2b Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB) 

  Die Prognose ist unter dem Aspekt des überwiegend bestehenden Baurechts zu betrachten, d.h. 
das Gebiet ist bereits zu großen Teilen bebaubar (festgesetzt ist u.a. ein Mischgebiet, ein Allgemei-
nes Wohngebiet, Verkehrsflächen inklusive Verkehrsbegleitgrün, eine öffentliche Grünfläche). Die 
nachfolgende Prognose berücksichtigt ggf. Änderungen der vorliegenden Planung gegenüber des 
rechtsverbindlichen Bebauungsplanes (z.B. Verlegung der Grünfläche). 

  Schutzgut Arten und Lebensräume; Biologische Vielfalt (Tiere und Pflanzen; § 1 Abs. 6 Nr. 7 
Buchst. a BauGB): 

 Im Bereich der geplanten Bebauung geht auf Grund der Versiegelung das Intensivgrünland als 
Lebensraum für Tiere und Pflanzen sowie als potenzielle Nahrungsfläche z.B. für Vögel verloren. 
Voraussichtlich werden einige Gehölze gerodet. Dabei sind die Vogelschutzzeiten zu beachten 
(d.h. Rodung nur zwischen 01.10. und 28.02.). Da die Planung umfangreiche Gehölzpflan-
zungen vorsieht, entstehen für Gehölz bewohnende Arten (z.B. Zweig brütende Vögel) keine 
wesentlichen Verschlechterungen. Die Vielfalt der Lebensräume wird sich erhöhen (Gärten, Stra-
ßenbegleitgrün, teilversiegelte Bereiche usw.). Das Gebiet kann daher in Zukunft auf Grund der 
vielfältigeren Nutzungen eine höhere Artenvielfalt aufweisen. Ein Teil der Pflanzenarten wird 
jedoch höchstwahrscheinlich nicht heimisch oder standortgerecht sein. Auch bei den Tieren wer-
den vor allem Kulturfolger und Ubiquisten von den Änderungen profitieren. Die Mehrzahl der 
neu entstehenden Lebensräume wird jedoch stark anthropogen beeinflusst und aller Wahr-
scheinlichkeit nach durch hohe Nährstoff-Konzentrationen geprägt sein. Für aus naturschutz-
fachlicher Sicht besonders wertvolle Arten bieten die neuen Lebensräume keinen Raum. 

 Durch geeignete Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung (Durchgrünung der Bebauung, 
Pflanzungen in dem Baugebiet) kann das Ausmaß des Lebensraum-Verlustes reduziert werden:  
Im Straßenraum ist die Pflanzung von neun Bäumen vorgesehen. Des Weiteren ist zur Orts-
randeingrünung eine weitere öffentliche Grünfläche vorgesehen. Der dort vorhandene Gehölz-
bestand bleibt erhalten. Auf den privaten Baugrundstücken ist eine Mindestzahl von Bäumen 
zu pflanzen, um die Durchgrünung und damit auch den Lebensraumwert der Baugebiete zu 
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verbessern. Für die Pflanzung von Bäumen und Sträuchern sind standortgerechte, heimische 
Gehölze zu verwenden.  

 Nach Betrachtung der Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen verbleibt ein mittlerer Ein-
griff in das Schutzgut. 

  Auslösender Wirkfaktor Auswirkung auf das Schutzgut Wertung (+ pos./ 
– neg./ 0 neutral) 

  baubedingt   

  Baustellenverkehr, Betrieb von Baumaschi-
nen 

Belastung durch Lärm und Erschütterungen,  – 

  Baustelleneinrichtungen, Bodenablagerun-
gen, Baustraßen 

Verlust von Intensivgrünland – 

  anlagenbedingt   

  Errichtung der Gebäude, Außenanlagen und 
Verkehrsflächen 

Verlust von Lebensräumen – – 

  Anlage von Grünflächen Schaffung von Ersatzlebensräumen + 

  betriebsbedingt   

  Anliegerverkehr, Wohnnutzung (z.B. Frei-
zeitlärm) 

u.U. Beeinträchtigung scheuer Tiere – 

 

  Schutzgut Boden und Geologie (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): 

 Die überplanten landwirtschaftlichen Ertragsflächen gehen verloren. Während der Bauzeit wird 
ein großer Teil der Bodenflächen für Baustelleneinrichtungen und Baustraßen beansprucht so-
wie durch Staub- und u.U. auch Schadstoffemissionen belastet. Die durch die geplanten Bau-
körper und Verkehrsflächen entstehende Versiegelung führt zu einer Beeinträchtigung der vor-
kommenden Böden. Im Bereich der neuen Baukörper bzw. Zufahrtsflächen kommt es zu einer 
Abtragung der oberen Bodenschichten. In den voll versiegelten Bereichen kann keine der Bo-
denfunktionen (Standort für Kulturpflanzen, Filter und Puffer, Ausgleichskörper im Wasserhaus-
halt) mehr wahrgenommen werden. Im Erweiterungsbereich im Bereich der Grundstücke mit 
den Nrn. 11–14 können durch die getroffenen Festsetzungen bis zu 0,21 ha Fläche neu versie-
gelt werden. Im übrigen Plangebiet sind die Flächen bereits teilweise versiegelbar, sodass hier 
kein neuer Eingriff entsteht. 

 Durch geeignete Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung können die entstehenden Be-
einträchtigungen des Schutzgutes Boden reduziert werden. Für Stellplätze, Zufahrten und an-
dere untergeordnete Wege sind bis auf besondere Bereiche wasserdurchlässige (versickerungs-
fähige) Beläge vorgeschrieben, um die Versiegelung der Freiflächen zu minimieren und damit 
die Wasseraufnahmefähigkeit des Bodens weitestgehend zu erhalten. Die Art der Festsetzung 
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von Gebäudehöhen und Höhenbezügen dient in Verbindung mit der zu entwickelnden Erschlie-
ßungs-Planung dazu, die Masse des anfallenden Erdaushubes zu minimieren. 

 Auf Grund der relativ geringen GRZ im Erweiterungsbereich im Bereich der Grundstücke mit den 
Nrn. 11–14 ist die Eingriffsstärke in Verbindung mit den festgesetzten Vermeidungs- und Mi-
nimierungsmaßnahmen als moderat zu bewerten. 

 

  Auslösender Wirkfaktor Auswirkung auf das Schutzgut Wertung (+ pos./ 
– neg./ 0 neutral) 

  baubedingt   

  Baustellenverkehr, evtl. Unfälle Eintrag von Schadstoffen – 

  Lagerung von Baumaterial, Baustellenein-
richtungen (Wege, Container) 

partielle Bodenverdichtung, evtl. Zerstörung der 
Vegetationsdecke/Freilegen des Oberbodens 

– 

  Bodenabbau, -aufschüttungen und Boden-
transport 

stellenweise Bodenverdichtung, Zerstörung des 
ursprünglichen Bodenprofils 

– – 

  anlagenbedingt   

  Errichtung der Gebäude, Außenanlagen und 
Verkehrsflächen 

Bodenversiegelung – ursprüngliche Boden-
Funktionen gehen verloren 

– – 

  gesamte Flächenbeanspruchung Verlust offenen belebten Bodens – – 

  betriebsbedingt   

  Verkehr, Gewerbeausübung, Wohnnutzung 
(Autowäsche, evtl. Gärtnern) 

Eintrag von Schadstoffen – 

 

  Schutzgut Wasser (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): 

 Die geplante Bebauung hat eine Veränderung des Wasserhaushaltes zur Folge. Die Versicke-
rungsleistung und damit auch die Grundwasserneubildungsrate nehmen ab, da Flächen versie-
gelt werden. Die Bebauung führt trotz der großflächigen Versiegelung von Oberflächen voraus-
sichtlich nicht zu einer deutlichen Veränderung des Wasserhaushaltes oder der Grundwasser-
neubildung, da auf Grund der Minimierungsmaßnahmen und des geplanten Entwässerungs-
konzeptes die Versickerungsleistung der Gesamtfläche nicht wesentlich abnimmt.  

 Für Stellplätze, Zufahrten und andere untergeordnete Wege sind bis auf besondere Bereiche 
lediglich teilversiegelte (versickerungsfähige) Beläge zulässig, um die Wasseraufnahmefähig-
keit des Bodens soweit wie möglich zu erhalten und Beeinträchtigungen der Grundwasserneu-
bildungsrate zu reduzieren.  

 Nach Betrachtung der Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen verbleibt ein geringer Ein-
griff in das Schutzgut. 
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  Auslösender Wirkfaktor Auswirkung auf das Schutzgut Wertung (+ pos./ 
– neg./ 0 neutral) 

  baubedingt   

  Lagerung von Baumaterial/Boden, Baustel-
leneinrichtungen (Container) 

Bodenverdichtung, reduzierte Versickerung und 
mehr oberflächiger Abfluss von Niederschlags-
wasser 

– 

     

  anlagenbedingt   

  Errichtung der Gebäude, Außenanlagen und 
Verkehrsflächen 

durch Flächenversiegelung reduzierte Versicke-
rung von Niederschlagswasser im Gebiet, Verrin-
gerung der Grundwasserneubildungsrate 

–  

  betriebsbedingt   

  Verkehr, Wohn- oder Gewerbenutzung Schadstoffeinträge – 

 

  Wasserwirtschaft (Wasser; § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): 

 Durch die zusätzliche Bebauung erhöht sich die anfallende Abwassermenge. Das Abwasser wird 
dem Leitungsnetz des Abwasserverbandes Rothach (Lindenberg im Allgäu) zugeführt. Das an-
fallende Schmutzwasser wird der gemeindlichen Kläranlage zugeführt. Die Anlage ist ausrei-
chend dimensioniert.  

 Das auf den Dach-, Hof- und -Straßenflächen anfallende Niederschlagswasser wird, soweit dies 
auf Grund der Bodenbeschaffenheit möglich ist, auf den Grundstücken über die belebte Boden-
zone (z.B. Muldenversickerung, Flächenversickerung) in den Unter-grund versickert. Eine Ver-
sickerung von Niederschlagswasser über Sickerschächte ist nicht zulässig. Die Ableitung in das 
Kanalnetz (Mischsystem) wird auf das unumgängliche Maß beschränkt. 

  
  Schutzgut Klima/Luft; Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a und  h 

BauGB): 

 Durch die Bebauung der Wiesenfläche kann sich hier zukünftig keine Kaltluft mehr bilden. Die 
Kaltluftentstehung wird daher auf die angrenzenden Offenflächen beschränkt. Die von den un-
bebaut bleibenden Flächen im Südosten weiterhin zuströmende Kaltluft wird zukünftig durch 
die neuen Gebäude im Plangebiet stellenweise zusätzlich gestaut. Einige Gehölze werden vo-
raussichtlich gerodet, sodass deren Luft filternde und Temperatur regulierende Funktion entfällt. 
Mit einer wesentlichen Verschlechterung der Kalt- bzw. Frischluftversorgung in dem angrenzen-
den Bereich von Weiler ist jedoch auf Grund der geringen Siedlungsgröße und überwiegend gut 
durchgrünter Bebauung nicht zu rechnen. Bei Einhaltung der gültigen Wärmestandards und 
Einbau moderner Heizanlagen sind auch keine erheblichen Umweltauswirkungen durch Schad-
stoffemissionen zu erwarten. Eine geringfügige Erhöhung der Vorbelastung umliegender Ge-
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biete durch Abgase des Anliegerverkehrs ist jedoch möglich. Mit einer wesentlichen Beeinträch-
tigung ist jedoch nicht zu rechnen, da das Gebiet nicht für einen Durchgangs-Verkehr ausgelegt 
ist. Auch im neuen Baugebiet kann die weiterhin angrenzende landwirtschaftliche Nutzung 
zeitweise zu Geruchs-Belastungen oder zu Staubeinträgen führen. Die getroffenen Festsetzun-
gen sehen umfangreiche neue Gehölzpflanzungen vor, sodass langfristig ein klimatischer Aus-
gleich geschaffen wird. 

 Nach Betrachtung der Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen verbleibt ein geringer Ein-
griff in das Schutzgut. 

 

  Auslösender Wirkfaktor Auswirkung auf das Schutzgut Wertung (+ pos./ 
– neg./ 0 neutral) 

  baubedingt   

  Baustellenverkehr, Betrieb von Baumaschi-
nen 

Freiwerden von Staub und u.U. auch Schad- 
stoffen (Verkehr, Unfälle) 

– 

  anlagenbedingt   

  Errichtung der Gebäude, Außenanlagen und 
Verkehrsflächen 

mehr Wärmeabstrahlung, weniger Verdunstung, 
ungünstigeres Kleinklima 

–  

  Verlust der Gehölzflächen/des Intensivgrün-
lands 

weniger Frischluftproduktion/Luftfilterung  
(Gehölze), weniger Kaltluft (Grünland) 

– 

  Anlage von Grünflächen und Gehölzpflan-
zungen 

Verbesserung des Kleinklimas + 

  betriebsbedingt   

  Anliegerverkehr und ansässige bzw. zukünf-
tig erweiterte Gewerbenutzung 

Verkehrsabgase, evtl. Schadstoff-/Staubemissio-
nen aus Gewerbebetrieben  

– 

 

  Schutzgut Landschaftsbild (Landschaft; § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): 

 In geringem Maße ist eine Verminderung der Erlebbarkeit der ländlichen Umgebung zu erwar-
ten. Der Ausblick auf die Wiesenfläche wird für die bereits bebauten Grundstücke bei Durchfüh-
rung der Planung durch die hinzutretenden Baukörper verstellt. Die getroffenen Festsetzungen 
und bauordnungsrechtlichen Vorschriften stellen jedoch sicher, dass die Auswirkungen auf die 
benachbarten Anlieger begrenzt bleiben und sich die neu hinzukommende Bebauung gut in die 
gewachsene Bau-Struktur und Umgebung einfügt. So werden bspw. durch die getroffenen Fest-
setzungen sichergestellt, dass die Bebauung locker erfolgt (niedrige GRZ) und eine ausreichende 
Durchgrünung hergestellt wird (Pflanzgebote). Die Naherholungsfunktion wird nicht beeinträch-
tigt. 

 Die festgesetzten Pflanzlisten tragen dazu bei, die Eigenart des Landschaftsbildes zu schützen 
und mit Hilfe landschaftstypischer Gehölz-Arten eine Anbindung des Baugebietes an die Land-
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schaft zu erreichen. Zu diesem Zweck werden zusätzlich im Übergangsbereich zur freien Land-
schaft und in Bereichen, die an öffentliche Flächen angrenzen, Hecken aus Nadelgehölzen aus-
geschlossen. Die Pflanzung von nicht in der Pflanzliste festgesetzten Sträuchern wird nur auf 
max. 5 % der Grundstücksfläche zugelassen, um die privaten Grünflächen sowie die Wohn- und 
Nutzgärten möglichst naturnah zu gestalten. 

 Nach Betrachtung der Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen verbleibt ein geringer  Ein-
griff in das Schutzgut. 

  Auslösender Wirkfaktor Auswirkung auf das Schutzgut Wertung (+ pos./ 
– neg./ 0 neutral) 

  baubedingt   

  Baustelleneinrichtungen temporäre Beeinträchtigung des Landschaftsbil-
des  

– 

  anlagenbedingt   

  Entfernung der Gehölzfläche geringere Attraktivität für Naturerlebnis – 

  Durchgrünung des Plangebietes, neue 
Pflanzung von Gehölzen 

Wiederherstellung des ursprünglichen ortstypi-
schen Siedlungsbildes 

+ 

  betriebsbedingt   

  Lichtemissionen Lichtabstrahlung in die umliegende Landschaft – 

 

  Schutzgut Mensch (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. c BauGB): 

 Die intensiv landwirtschaftlich genutzten Flächen gehen verloren. Dafür wird durch die Planung 
neuer Wohnraum ausgewiesen und die Erweiterung von Gewerbebetrieben ermöglicht, wodurch 
Arbeitsplätze gesichert und/oder neu geschaffen werden können. Die Erlebbarkeit des land-
schaftlichen Umfeldes erfährt durch die geplanten Baukörper eine nur geringfügige Beeinträch-
tigung.  

 Auf die bestehenden Nutzungskonflikte hinsichtlich Verkehrslärm wird unter der Ziffer 7.2.6.9 
in der städtebaulichen Begründung eingegangen. 

 

  Auslösender Wirkfaktor Auswirkung auf das Schutzgut Wertung (+ pos./ 
– neg./ 0 neutral) 

  baubedingt   

  Baustellenverkehr, Lieferung und Ablage-
rung von Baumaterial, Betrieb von Bauma-
schinen 

Belastung durch Lärm und Erschütterungen, Frei-
werden von Staub und u.U. auch Schadstoffen 
(Verkehr, Unfälle) 

– 

  anlagenbedingt   
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  Errichtung der Gebäude, Außenanlagen und 
Verkehrsflächen 

Schaffung zusätzlichen Wohnraums (für ortsan-
sässige Bevölkerung), Erweiterung eines Gewer-
bebetriebes, Angebot neuer Arbeitsplätze 

++ 

  Anlage von Grünflächen Schaffung neuer Spiel- und Erholungsflächen + 

  betriebsbedingt   

  Verkehr, Gewerbeausübung, Wohnnutzung 
(z.B. Freizeitlärm) 

Belastung durch Verkehrs- und/oder Betriebs-
lärm, Verkehrsabgase 

– 

 

  Schutzgut Kulturgüter (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. d BauGB): 

Da im überplanten Bereich nach jetzigem Kenntnisstand keine Kulturgüter vorhanden sind, entsteht 
keine Beeinträchtigung. Sollten während der Bauausführung, insbesondere bei Erdarbeiten und 
Arbeiten im Bereich von Keller, Gründung und Fundamenten Funde (beispielsweise Scherben, Me-
tallteile, Knochen) und Befunde (z. B. Mauern, Gräber, Gruben, Brandschichten) entdeckt werden, 
das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege, Dienststelle Thierhaupten, bzw. die zuständige Un-
tere Denkmalschutzbehörde beim Landratsamt Lindau unverzüglich zu benachrichtigen. 

  
  Erneuerbare Energien (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. f BauGB): 

Im Hinblick auf eine nachhaltige Energieversorgung ist die Erhöhung des Anteils Erneuerbarer Ener-
gien zur Gewinnung von Wärme oder Strom anzustreben. Alternative Energiequellen können auf 
umweltschonende Weise einen Beitrag zur langfristigen Energieversorgung leisten. 

 Eine Ausrichtung zukünftiger Baukörper zur optimalen Errichtung von Sonnen-Kollektoren in 
Ost-West-Ausrichtung ist auf Grund der voraussichtlichen Grundstücks-Zuschnitte nicht bei allen 
Grundstücken möglich. 

 Der Bau von Erdwärmesonden ist laut Energieatlas Bayern im Gebiet auf Grund kritischer hyd-
rogeologischer und geologischer Bedingungen voraussichtlich nicht möglich. 

  
  Wechselwirkungen zwischen den Belangen des Umweltschutzes Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, 

Luft, Klima, Landschaft, biologische Vielfalt, Mensch, Kulturgüter (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. i BauGB): 

Im vorliegenden Planungsfall sind keine erheblichen Effekte auf Grund von Wechselwirkungen zwi-
schen den einzelnen Schutzgütern zu erwarten. 

  
8.2.3  Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Nicht-Durchführung der Pla-

nung (Nr. 2b Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB) 

  Bei Nicht-Durchführung der Planung bleibt das intensiv genutzte Grünland als landwirtschaftlicher 
Ertragsstandort sowie als Lebensraum für Tiere und Pflanzen erhalten. Die Wäschereigebäude im 
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Westen bleiben ebenfalls bestehen. An der biologischen Vielfalt ändert sich nichts. Es ist keine 
Veränderung der vorkommenden Böden und der geologischen Verhältnisse sowie des Wasserhaus-
haltes und der Grundwasserneubildung zu erwarten. Das Gebiet wird nicht an die Ver- und Entsor-
gungsleitungen angeschlossen und bleibt unbebaut. Damit bleiben die klimatischen Gegebenhei-
ten unverändert. Es ergibt sich keine Veränderung hinsichtlich der Kaltluftentstehung. Das Land-
schaftsbild, die Erholungseignung sowie die Auswirkungen auf den Menschen bleiben unverändert. 
Es bestehen weiterhin keine Nutzungskonflikte. Hinsichtlich des Schutzgutes Kulturgüter ergeben 
sich keine Veränderungen. Bei Nicht-Durchführung der Planung sind keine zusätzlichen Energie-
quellen nötig. Die bestehenden Wechselwirkungen erfahren keine Veränderung. 

  Bei Nicht-Durchführung der Planung bleiben die bestehenden Nutzungen vorerst erhalten. Unab-
hängig davon können Änderungen eintreten, die sich nutzungsbedingt (z.B. weitere Grünlandin-
tensivierung), aus großräumigen Vorgängen (z.B. Klimawandel) oder in Folge der natürlichen Dy-
namik (z.B. Populationsschwankungen, fortschreitende Sukzession) ergeben. Diese auch bisher 
schon möglichen Änderungen sind aber nur schwer oder nicht prognostizierbar. Zudem liegen sie 
außerhalb des Einflussbereichs der Gemeinde; ein unmittelbarer Bezug zur vorliegenden Planung 
besteht nicht. 

  
8.2.4  Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der Auswirkun-

gen/Abarbeitung der Eingriffsregelung des § 1a BauGB, Konzept zur Grünordnung (Nr. 2c 
Anlage zu § 2 Abs. 4 sowie § 2a BauGB): 

  Für die Abarbeitung der Eingriffs-/Ausgleichsregelung ist folgender Sachverhalt darzustellen: Für 
den Großteil des Plangebietes besteht bereits Baurecht nach dem rechtsverbindlichen Bebauungs-
plan "Obere Breite" (Fassung vom 16.05.2000). Im Erweiterungsbereich im Bereich des Grund-
stücks Nr. 1 (Teilfläche des Grundstücks Nr. 1) besteht ebenfalls bereits Baurecht. Die bereits be-
stehenden Gebäude der Wäscherei Büchele sind gem. § 34 BauGB genehmigt worden. Im Bereich 
des rechtsverbindlichen Bebauungsplanes und im Erweiterungsbereich des Grundstücks Nr. 1 (Teil-
fläche des Grundstücks Nr. 1) erhöht sich die Eingriffsstärke nicht wesentlich, wenngleich die GRZ 
hier teilweise geringfügig erhöht wird. Dies betrifft vor allem den Bereich, der im rechtsverbindli-
chen Bebauungsplan als Allgemeines Wohngebiet (GRZ 0,35) festgesetzt ist, in der vorliegenden 
Planung jedoch als Mischgebiet mit dem Typ 1 (GRZ 0,6) festgesetzt wird. Im übrigen Plangebiet 
verändern sich die überbaubaren Grundflächen durch die Planung nur geringfügig. Ein naturschutz-
fachlicher Ausgleich muss demnach lediglich für die neu hinzukommenden Wohnbauflächen im 
Osten des Plangebietes erfolgen. Die Abarbeitung der Eingriffsregelung bezieht sich daher nur auf 
diesen Bereich.  

  Die Abarbeitung der Ausgleichspflicht erfolgt auf der Grundlage des Leitfadens zur Eingriffs-Rege-
lung in der Bauleitplanung des Bayerischen Staatsministeriums für Landesentwicklung und Um-
weltfragen. Die in diesem Leitfaden aufgeführte Checkliste (Punkt 3.1, Abbildung 2) kann nicht in 
allen Fragen mit "ja" beantwortet werden. Insbesondere der Punkt 1.2 (GRZ>0,30) spielt hierbei 
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eine Rolle. Daher wird das Regelverfahren (Vorgehen in vier Arbeits-Schritten gem. Punkt 3.2) wie 
nachfolgend dargelegt angewandt.  

  Die Erfassung und Bewertung von Natur und Landschaft (Bestandsaufnahme) erfolgt anhand der 
Matrix Abb. 7 in Verbindung mit den Listen 1a bis 1c des Anhangs Teil A des o.g. Leitfadens wie 
folgt:   

  Schutzgut Arten und Lebensräume: Es handelt sich um intensiv genutztes Grünland. Es ergibt sich 
hieraus eine Teil-Zuordnung zur Liste 1a, oberer Wert. 

  Schutzgut Boden: Es handelt sich um anthropgen überprägten Boden unter Dauerbewuchs. Es 
ergibt sich hieraus eine Teil-Zuordnung zur Liste 1b, unterer Wert. 

  Schutzgut Wasser: Es handelt sich um Flächen mit eher geringer Versickerungsleistung. Es ergibt 
sich hieraus eine Teil-Zuordnung zur Liste 1a, oberer Wert. 

  Schutzgut Klima und Luft: Es handelt sich um Flächen ohne kleinklimatisch wirksame Luftaus-
tauschbahnen. Es ergibt sich hieraus eine Teil-Zuordnung zur Liste 1a, oberer Wert. 

  Schutzgut Landschaftsbild: Es handelt sich intensiv genutztes, strukturloses Grünland. Es ergibt sich 
hieraus eine Teil-Zuordnung zur Liste 1a, oberer Wert. 

  Auf Grund der o. g. Teil-Zuordnungen ergibt sich eine Gesamt-Zuordnung zur Liste 1a, oberer Wert, 
das heißt, es handelt sich um ein Gebiet geringer Bedeutung für Naturhaushalt und Landschaftsbild 
(Kategorie I).  

  Die Erfassung der Auswirkungen des Eingriffs und die Weiterentwicklung der Planung erfolgt an-
hand der Matrix Abb. 7 in Verbindung mit der Liste 2 des Anhangs Teil B des o. g. Leitfadens wie 
folgt: es handelt sich um ein Gebiet mit der Eingriffs-Schwere des Typs A, da der Versiegelungs- 
bzw. Nutzungsgrad als hoch einzustufen ist. Die festgesetzte GRZ ist 0,40. Da es sich innerhalb 
dieser Spanne jedoch um einen niedrigen Nutzungsgrad handelt, wird ein Kompensationsfaktor 
von 0,3 angesetzt. 

  Zur Vermeidung bzw. Minimierung von Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft dienen fol-
gende Maßnahmen (Konzept zur Grünordnung): 

 Durchgrünung des Gebietes durch Pflanzgebote für den Straßenraum und die privaten Bau-
grundstücke (planungsrechtliche Festsetzungen, Schutzgut Arten und Lebensräume) 

 naturnahe Gestaltung der Pflanzungen durch Verwendung standortgerechter, einheimischer Ge-
hölze (Festsetzung von Pflanzlisten, Schutzgut Arten und Lebensräume) 

 Ausschluss von Hecken aus Nadelgehölzen im Übergangsbereich zur freien Landschaft und in 
Bereichen, die an öffentliche Flächen angrenzen (planungsrechtliche Festsetzungen, Schutzgut 
Landschaftsbild) 
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 Einschränkungen zu Werbeanlagen im Hinblick auf deren Höhe, Größe und Beleuchtung (pla-
nungsrechtliche Festsetzungen, bauordnungsrechtliche Vorschriften, Schutzgut Landschaftsbild) 

 Begrenzung der Gebäudehöhen, der Gebäudeformen und der Gebäudemassen; Einschränkung 
der Farbgebung für die Gebäudedächer (Schutzgut Landschaftsbild) 

  
  Das Ermitteln des Umfangs der erforderlichen Ausgleichsflächen erfolgt anhand der Matrix Abb. 7 

des o.g. Leitfadens. Auf Grund der o.g. Zuordnungen in Verbindung mit den umfangreichen Ver-
meidungs- und Minimierungsmaßnahmen ergibt sich ein Kompensationsfaktor von 0,3 (Feld B I, 
oberer Wert). Bei einer Eingriffs-Fläche von 2.966 m2 ergibt sich daraus eine erforderliche Aus-
gleichsfläche von 890 m2. 

 

 Teilgebiete Feld Kompensations-
faktor 

Fläche (m2) erforderliche 
Ausgleichsfläche 

(m2) 

 Grünland/Planung W A I 0,3 2.966 890 

 Summe   2.966 890 

 

  Die Auswahl geeigneter Flächen und naturschutzrechtlicher Ausgleichsmaßnahmen erfolgt auf der 
Grundlage des Anhanges Teil C des o.g. Leitfadens. Die Ausgleichsflächen befinden sich außerhalb 
des Plangebietes auf den Fl.-Nrn. 334 und 335 (jeweils Teilflächen) der Gemarkung Weiler im 
Allgäu. Für die Ausgleichsfläche liegt ein Maßnahmenkonzept des Landschaftsarchitekten K. Will-
mann zur Einbuchung in das Ökokonto mit Fassung vom 11.01.2010 vor. Für den vorliegenden 
Bebauungsplan wird auf dieses bereits umgesetzte Konzept zurückgegriffen. Bei der externen Aus-
gleichsfläche handelte es sich vor Umsetzung der Maßnahmen um intensiv genutztes Grünland 
entlang der Rothach nördlich von Weiler. Die Fläche grenzt westlich an eine bestehende Ausgleichs-
fläche (Fl.-Nr. 330) sowie an ein kartiertes Biotop ("Nasswiesenbrache beim Umspannwerk nörd-
lich Weiler", Nr. A8425-0201-001) an. Entlang der Rothach verläuft ein weiteres kartiertes Biotop 
("Ufergehölz an der Rothach nördlich Weiler", Nr. A8425-0200-002).  

  Folgende Maßnahmen sind auf den Flächen vorgesehen bzw bereits umgesetzt (siehe auch Tabelle 
zu den Ausgleichsflächen sowie Maßnahmenskizze unter Punkt "Zuordnung von Flächen und/oder 
Maßnahmen zum Ausgleich im Sinne des § 1a Abs. 3 BauGB an anderer Stelle gemäß § 9 Abs. 1a 
Satz 2 BauGB (externe Ausgleichsflächen/-maßnahmen)"): 

 Pflanzung einer artenreichen, waldartigen Struktur im Randbereich, höhenmäßig abgestuft mit 
vorgelagerter Strauch- und Krautschicht 

 Ansaat der nicht bepflanzten Restfläche mit kräuterreichem Magerrasen 
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  Die vorgesehenen Maßnahmen kompensieren die Beeinträchtigungen wie folgt: 

Der Verlust von Lebensraum (Intensivgrünland) wird durch die Schaffung vielfältigerer Lebens-
räume ausgeglichen (waldartige Gehölzstruktur, kräuterreicher Magerrasen). Die Anpflanzung von 
Gehölzen führt, neben der Funktion als Lebensraum-Element, auch zu einer Verbesserung der Bo-
denstrukturen. 

  
  Tabelle zu den Ausgleichsflächen 

 

 Ausgleichsflächen Lage der 
Flächen 

Bestands-Situation der 
Flächen vor Umsetzung 

durchgeführte Maßnahme     
oder Nutzung 

Ausgleichsflä-
che in m2 

 Ökokonto-Teilfläche Fl.-
Nrn. 334 und 335 

extern intensiv genutztes Grün-
land 

Entwicklung einer artenreichen, 
waldartigen Struktur, Ansaat ei-
nes kräuterreichen Magerrasens 

890 

 Summe    890 

 

  Ergebnis: Nach Abarbeitung der Eingriffsregelung gemäß § 1a BauGB und der Erstellung des Kon-
zeptes zur Grünordnung wird der Eingriff vollständig auf der externen Ausgleichsfläche auf den Fl.-
Nrn. 334 und 335 (jeweils Teilflächen) ausgeglichen. 

  
8.2.5  Anderweitige Planungsmöglichkeiten (Nr. 2d Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB) 

  Da es sich um eine Änderung eines rechtsverbindlichen Bebauungsplanes mit einer geplanten Be-
triebserweiterung eines bereits am Standort ansässigen Betriebes handelt, wurden keine Alternativ-
Standorte für die Ausweisung von Mischgebiets- und Wohngebietsflächen innerhalb des Gemein-
degebietes diskutiert und abgewogen. 

 

8.3  Zusätzliche Angaben (Nr. 3 Anlage zu § 2 Abs. 4 sowie § 2a BauGB) 

8.3.1  Beschreibung der verwendeten technischen Verfahren bei der Umweltprüfung (Nr. 3a An-
lage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB): 

  Vom Büro Sieber wurde eine Bestandsaufnahme mit Fotodokumentation durchgeführt. 

  Verwendete Grundlagen für die Beurteilung der Schutzgüter, die Abarbeitung der Eingriffsregelung 
und die Erarbeitung der grünordnerischen Maßnahmen waren "Bauen im Einklang mit Natur und 
Landschaft – Ein Leitfaden" des Bayerischen Staatsministeriums für Landesentwicklung und Um-
weltfragen. 
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  Folgende umweltbezogene Informationen lagen vor bzw. wurden als Grundlage verwendet: 

 Ergebnisse der förmlichen Behördenunterrichtung gem. § 4 Abs. 2 BauGB mit umweltbezoge-
nen Stellungnahmen des Amtes für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Kempten (zum 
Thema landwirtschaftliche Emissionen), des Wasserwirtschaftsamtes Kempten (zu den Themen-
feldern Wasserversorgung, Trinkwasserschutzgebiete, Schmutzwasserentsorgung, Versickerung 
von Niederschlagswasser, Gewässer, Altlasten), des Landratsamtes Lindau (zu den Themenfel-
dern Immissionsschutz (Verkehrs- und Gewerbelärm und Lärmschutz, Luft verunreinigende Im-
missionen)) 

 Schalltechnische Untersuchung zur 1. Änderung des Bebauungsplanes "Obere Breite" des Büro 
Sieber, Fassung vom 30.03.2015 

 Schalltechnische Prognose der Firma Wäscherei Büchele zur 1. Änderung und 1. Erweiterung 
des Bebauungsplanes "Obere Breite" des Büro Sieber, Fassung 24.07.2015 

 Schalltechnische Voruntersuchung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan "Seeberger" des 
Büro Sieber, Fassung vom 24.07.2015 

  
  Durch die zusätzliche Bebauung erhöht sich die anfallende Abfallmenge. Der Abfall wird sachge-

recht entsorgt bzw. wiederverwertet. 

  
8.3.2  Schwierigkeiten bei Zusammenstellung der Angaben (Nr. 3a Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a 

BauGB): 

  Zum Zeitpunkt der Planaufstellung lagen keine genauen Informationen zu den geologischen und 
hydrologischen Gegebenheiten sowie zur Beschaffenheit des Baugrunds vor. 

  
8.3.3  Geplante Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt 

bei der Durchführung der Planung (Nr. 3b Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB, § 4c 
BauGB): 

  Die Maßnahmen zur Reduzierung der Auswirkungen auf die Umwelt sind durch planungsrechtliche 
Festsetzungen gesichert. 

  Die Ausführung der Vermeidungs-, Minimierungs- und Kompensationsmaßnahmen wird von der 
Gemeinde Weiler-Simmerberg erstmalig ein Jahr nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes bzw. 
Anlage der Erschließung, Infrastruktur und Wohnbauflächen durch Ortsbesichtigung geprüft. Gege-
benenfalls ist von der Gemeinde zu klären, ob geeignete Maßnahmen zur Abhilfe ergriffen werden 
können. Da die Gemeinde darüber hinaus kein eigenständiges Umweltüberwachungssystem be-
treibt, ist sie auf entsprechende Informationen der zuständigen Umweltbehörden angewiesen. 
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8.3.4  Zusammenfassung (Nr. 3c Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB): 

  Es handelt sich um ein allgemeines Wohngebiet (WA) sowie ein Mischgebiet (MI) mit einer zuläs-
sigen GRZ von 0,40 bzw. 0,60. 

  Der überplante Bereich (Geltungsbereich) beträgt insgesamt 1,51 ha. Die Fläche des Änderungs-
bereiches beträgt 1,13 ha. 

  Es befinden sich keine Biotope, Schutzgebiete oder Natura 2000-Gebiete in räumlich relevanter 
Umgebung zur Planung. 

  Zusammenfassung der Bestandsaufnahme und Prognosen bei Durchführung und bei Nicht-Durch-
führung der Planung:  

Die überplante Fläche befindet sich im Osten von Weiler in Weiler-Simmerberg. Die Fläche ist teils 
bereits bebaut, zum Großteil aber als Grünland intensiv genutzt. Das Gebiet wird im Norden von 
der Staats-Straße 2001 ("Alois-von-Brinz-Straße") bzw. von der entlang dieser Straße bestehen-
den Bebauung begrenzt. Südlich und südwestlich des zu überplanenden Bereichs verläuft der "Kap-
fholzer Weg" mit beidseitig anschließender Bebauung. In Richtung Osten geht der Bereich in die 
freie Landschaft über. Das Plangebiet wird durch die umgebende Bebauung sowie die intensive 
landwirtschaftliche Nutzung beeinträchtigt. Der überplante Bereich hat für den Naturhaushalt und 
das Landschaftsbild eine geringe Bedeutung. Die Bedeutung für den Boden ist auf Grund großer 
unversiegelter, landwirtschaftlich genutzter Flächen hoch. Die Durchführung der Planung wirkt sich 
vor allem auf das Schutzgut Boden auf Grund der neu hinzukommenden Versiegelung aus. Bei 
Nicht-Durchführung der Planung bleiben die Nutzungen bestehen. 

  Die geplanten Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung beinhalten hauptsächlich folgende 
Punkte: Durchgrünung der Bebauung und des Straßenraumes; Verwendung heimischer, standort-
gerechter Gehölze; Verwendung wasserdurchlässiger Beläge 

  Die Abarbeitung der Eingriffsregelung des § 1a BauGB erfolgt nach dem Regelverfahren des Leit-
fadens zur Eingriffs-Regelung in der Bauleitplanung des Bayerischen Staatsministeriums für Lan-
desentwicklung und Umweltfragen. Als Ausgleich wird dem Bebauungsplan eine externe Aus-
gleichsfläche auf den Fl.-Nr. 334 und 335 (jeweils Teilflächen) der Gemarkung Weiler im Allgäu 
zugeordnet. Auf dieser Fläche sind bereits folgende Maßnahmen umgesetzt worden: Aufwertung 
der Flächen für den Naturhaushalt durch Pflanzung einer artenreichen, waldartigen Struktur im 
Randbereich, höhenmäßig abgestuft mit vorgelagerter Strauch- und Krautschicht und Ansaat der 
nicht bepflanzten Restfläche mit kräuterreichem Magerrasen. Der erforderliche Ausgleichsbedarf 
von 890 m2 wird damit vollständig abgedeckt. 

  Die Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt bei der Durch-
führung der Planung (Abs. 3b Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB) sind durch planungsrechtliche 
Festsetzungen gesichert. 
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9  Begründung – Bauordnungsrechtlicher Teil  
  

9.1  Örtliche Bauvorschriften 

9.1.1  Regelungen über die Gestaltung der Gebäude 

  Die Dachformen für den Hauptbaukörper beschränken sich auf das Satteldach und das Walmdach.   
Diese Dachformen entsprechen den landschaftlichen und örtlichen Vorgaben. Die bestehenden Ge-
bäude im überplanten Bereich weisen ebenfalls Satteldächer bzw. Walmdächer auf. Ausnahme 
bildet Typ 1 der des Weiteren das Flachdach zulässt. Diese Dachform wird im Rahmen der Betriebs-
erweiterung des bestehenden Betriebes benötigt, um eine für Gewerbe notwendige Gebäudehöhe 
zu erreichen. Gleichzeitig sind Vorschriften zur Dachform getroffen, die eine auf den Einzelfall an-
gepasste Bauform ermöglichen. Dies betrifft in erster Linie die untergeordneten Bauteile wie Dach-
gaupen, Garagen und Nebengebäude. Regelungen für grundstücksübergreifende Gebäude mit ein-
heitlicher Dachform und gleicher Firstrichtung (z.B. Doppelhäuser) bezüglich einer einheitlichen 
Dachneigung oder eines profilgleichen Anbaus werden nicht getroffen, da solche Regelungen er-
fahrungsgemäß Probleme im bauaufsichtlichen Verfahren nach sich ziehen. Die Einengung auf eine 
einzelne Gradzahl stellt hierfür ebenfalls keine sinnvolle Alternative dar. Die Regelungen für Dach-
aufbauten entbinden nicht von der Beachtung anderer bauordnungsrechtlicher Vorschriften, speziell 
den Vorschriften zu den Abstandsflächen und den Vorschriften zum Brandschutz. 

  Das Spektrum für Dachneigungen ist im Sinne der Bauherrschaft breit gefasst. Es entspricht den 
ortsüblichen und landschaftstypischen Vorgaben und berücksichtigt zeitgemäße Bauformen. Durch 
die Festsetzung von Wand- und Firsthöhen ist die Möglichkeit ausgeschlossen, dass Gebäude eine 
nicht vertretbare Gesamthöhe erreichen könnten.  

  Das Regelungs-Konzept für Gebäude-Anbauten (Widerkehre und Zwerchgiebel) und Dachaufbauten 
beschränkt sich auf Vorgaben zu den Ausmaßen und Abständen dieser Bauteile. Eine Koppelung 
mit der Gebäudelänge wird dabei vermieden, da die Gebäudelänge unter Umständen nicht ein-
deutig definierbar und damit bestimmbar ist. Ab einer Dachneigung von 26° sind Dachaufbauten 
zulässig. Für Dachneigungen unter 26° sind Dachgaupen nicht zulässig und in der Regel nicht 
erforderlich bzw. nicht sinnvoll. Obwohl die Regelungen ein Maximum an Gestaltungsfreiheit und 
Planungs-Sicherheit darstellen, kann davon ausgegangen werden, dass Beeinträchtigungen für das 
Ortsbild nicht zu erwarten sind.  

  Die Regelung über die Dachüberstände trägt dazu bei, landschaftsgebundenes Bauen umzusetzen. 
Zeitgemäße Bauformen werden hierdurch in keiner Weise ausgeschlossen. 

  Die Vorschriften über Materialien und Farben orientieren sich einerseits an den umliegenden, land-
schaftsgebundenen Bauformen. Andererseits lassen sie der Bauherrschaft jedoch ausreichend ge-
stalterischen Spielraum auch zur Verwirklichung von gewerblichen Bauformen. Die Beschränkung 
auf die Dachfarben Rot bis Rotbraun sowie Betongrau bis Anthrazitgrau führt zu einem homogenen 
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und ruhigen Gesamtbild des Ortes. Die Farben fügen sich erfahrungsgemäß besonders gut in die 
landschaftliche Situation ein.  

  
9.1.2  Regelungen über die Gestaltung der Freiflächen in den Baugebieten (Baugrundstücke) 

  Die Einschränkung von Geländeveränderungen dient dazu, eine homogene und zusammenhängend 
gestaltete Situation entstehen zu lassen. Der Charakter des ursprünglichen Geländes soll dabei 
ablesbar bleiben.  

  Auf Grund der beabsichtigten Durchlässigkeit der Freiflächen ist der Ausschluss von stark trennen-
den Elementen erforderlich. Einfriedungen sind deshalb als Mauern unzulässig. Stützkonstruktio-
nen sind nur für die Anpassung an das natürliche Gelände zulässig. Gegenüber der öffentlichen 
Verkehrsfläche sind sie aus Gründen der Verkehrssicherheit ab einer Höhe von 1,50 m um 1,00 zu-
rückzusetzen.  

  
9.2  Sonstige Regelungen 

9.2.1  Abstandsflächen  

  Für die Abstandsflächen werden in jedem Fall die Regelungen des Art. 6 Abs. 5 Satz 1 und 2 BayBO 
zu Grunde gelegt. Dies ist sinnvoll, um Beeinträchtigungen der Belichtungs- und Belüftungs-Situ-
ation, speziell in den Bereichen, die eine flexible Handhabung der überbaubaren Grundstücksflä-
chen ermöglichen, zu vermeiden.  

  
9.2.2  Stellplätze und Garagen 

  Die Festsetzung eines Stauraumes vor Garagen ist speziell auf den Winterdienst abgestellt.  

  Der erhöhte Bedarf an nachzuweisenden Stellplätzen je Wohnung wird mit der ländlich geprägten 
Umgebung, dem entsprechend geringen Angebot des öffentlichen Nahverkehrs und den für Liefer-
verkehr mittels Schwerlastverkehr vorzuhaltenden Verkehrsflächen begründet. Die beiden ersten 
Faktoren führen dazu, dass Haushalte in der Regel mit mehr als einem Kraftfahrzeug ausgestattet 
sein müssen, um die für die tägliche Lebensführung notwendige Mobilität aufbringen zu können. 
Gleichzeitig sind die Verkehrsflächen so bemessen, dass den konkreten Erfordernissen des fließen-
den Verkehrs ausreichend Rechnung getragen ist. Die Belange des ruhenden Verkehrs sind insoweit 
berücksichtigt, als dass für den Besucherverkehr ausreichend Flächen zur Verfügung stehen. Die für 
die dort wohnende Bevölkerung erforderlichen Stellplätze können vom öffentlichen Verkehrsraum 
nicht aufgenommen werden, weshalb auf den privaten Flächen ausreichende Stellplätze nachge-
wiesen werden müssen. Somit erfolgt die Regelung, um städtebauliche Fehlentwicklungen durch 
einen Mangel an Stellplätzen auszuschließen. Eine Ausnahme stellen Wohnungen dar, die sozialen 
Wohnzwecken dienen, hier ist ausnahmsweise lediglich ein Stellplatz pro Wohnung nachzuweisen. 
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9.2.3  Werbeanlagen 

  Durch die Beschränkung der Größe und der Art der Werbeanlagen wird verhindert, dass eine Be-
einträchtigung der unmittelbaren Anwohner sowie der landschaftsoptischen Situation entsteht. Die 
Werbeanlagen sollen in dem landschaftlich hochsensiblen Bereich zurückhaltend gestaltet werden. 
Ein Bezug zur Größe der gewerblichen Anlagen soll gewahrt bleiben.  
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10  Begründung – Sonstiges  
  

10.1  Umsetzung der Planung 

10.1.1  Maßnahmen und Zeitplan zur Verwirklichung 

  Eine Veränderungssperre ist derzeit nicht wirksam. 

  Boden ordnende Maßnahmen (Grundstücks-Tausch, Umlegung) sind bereits im Vorfeld abgeklärt 
worden. 

  Der Flächenerwerb für die Gemeinde findet z.T. für die Bereiche des Baugebietes sowie für die 
festgesetzten Verkehrsflächen statt. 

 
10.1.2  Wesentliche Auswirkungen 

  Wesentliche Auswirkungen auf die gesamtgemeindliche Situation sind auf Grund der begrenzten 
Größe der zu bebauenden Flächen nicht erkennbar. Die infrastrukturellen Einrichtungen sind ge-
eignet, die zusätzlichen Einwohner bzw. Einrichtungen zu versorgen. 

  Für die bereits bebauten Grundstücke ist mit einer geringen Einbuße an der Erlebbarkeit der freien 
Landschaft sowie des städtebaulichen Umfeldes zu rechnen (z.B. Ausblick). Auf Grund der getroffe-
nen Festsetzungen (Höhenbeschränkungen, überbaubare Grundstücksflächen) sind diese Auswir-
kungen als akzeptabel zu bewerten. 

 
10.2  Erschließungsrelevante Daten 

10.2.1  Kennwerte 

  Fläche des Geltungsbereiches: 1,51 ha 

  Fläche des Änderungsbereiches: 1,13 ha 

  Fläche des Erweiterungsbereiches: 0,38 ha 

  Flächenanteile:  

 
 Nutzung der Fläche Fläche in ha Anteil an der Gesamtfläche 

 Baufläche als WA 0,81  53,6 %  

 Baufläche als MI 0,30  19,9 %  

 Öffentliche Verkehrsflächen mit Begleitflächen 
(inkl. Bestand "Alois-von-Brinz-Straße" sowie 
"Kapfholzer Weg") 

0,38  25,2 %  
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 Öffentliche Grünflächen 0,02  1,3 %  

 
10.2.2  Erschließung  

  Abwasserbeseitigung durch Anschluss an: Abwasserverband Rothach, Lindenberg im Allgäu 

  Wasserversorgung durch Anschluss an: Gemeindliche Wasserleitung 

  Stromversorgung durch Anschluss an: E-Netze Allgäu, Lindenberg im Allgäu 

  Gasversorgung durch: Stadtwerke Lindenberg im Allgäu 

  Müllentsorgung durch: Zweckverband für Abfallwirtschaft (ZAK), Kempten (Allgäu) 

 
10.3  Zusätzliche Informationen 

10.3.1  Planänderungen 

  Bei der Planänderung vom 30.03.2015 fanden die Überlegungen und Abwägungen aus der öf-
fentlichen Marktgemeinderats-Sitzung vom 30.03.2015 wie folgt Berücksichtigung:  

  Untergliederung der geplanten Grundstücke zwischen "Alois-von-Brinz-Str. 16 und 18" und ge-
planter öffentlicher Grünfläche in Mischgebiet (MI) mit Typ 2 entlang der Erschließungsstraße 
und allgemeinem Wohngebiet (WA) mit Typ 4 im dahinterliegenden Bereich 

 Änderungen und Ergänzungen bei der Begründung 

 redaktionelle Änderungen und Ergänzungen 

 
  Bei der Planänderung vom 04.09.2015 fanden die Überlegungen und Abwägungen aus der öf-

fentlichen Marktgemeinderats-Sitzung vom 27.07.2015 sowie Anregungen aus der Beteiligungs-
runde der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie der Öffentlichkeit wie folgt 
Berücksichtigung:  

  Herausnahme der öffentlichen Grünfläche zwischen den Baugebieten und Vergrößerung der 
Baugrundstücke 

 Aufnahme einer Straßenbegleitfläche mit öffentlichen Stellplätzen und Baumstandorten, Auf-
nahme von weiteren öffentlichen Stellplätzen 

 Überarbeitung der überbaubaren Grundstücksflächen und vorgeschlagenen Grundstücksgrenzen 

 Änderung des Gebäudetypen nördlich der Erschließungsstraße 

 Reduzierung der Grundflächenzahl für Typ 2 auf 0,40 

 Erhöhung der maximalen Wandhöhe für Typ 4 auf 8,75 m 

 Ergänzung der Festsetzungen zur Wand- und Firsthöhe um Vorgaben für Flachdachgebäude 
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 Überarbeitung der grünordnerischen Festsetzungen (variable Baumstandorte innerhalb der Ver-
kehrsbegleitflächen, Grünfläche als Ortsrandeingrünung) 

 Aufnahme einer Zuordnungs-Festsetzung zur Zuordnung einer externen Ausgleichsfläche  

 Ergänzung des Satzungstextes um zugeordnete Ausgleichsfläche 

 Ergänzung der bauordnungsrechtlichen Vorschrift zu Materialien um Vorgaben für Flachdach-
gebäude 

 Ergänzung der bauordnungsrechtlichen Vorschrift zu Stellplätzen um eine Ausnahme 

 Überarbeitung der hinweislich aufgenommenen Versorgungsleitungen  

 Überarbeitung der Verweise auf die Rechtsgrundlagen 

 Änderungen und Ergänzungen bei der Begründung 

 redaktionelle Änderungen und Ergänzungen 

 
  Für die in der Sitzung des Marktgemeinderates vom 09.05.2016 beschlossenen Inhalte wurde 

bereits vor der Sitzung eine vollständige Entwurfsfassung (Fassung vom 28.04.2016) zur Verdeut-
lichung der möglichen Änderungen ausgearbeitet. Die in der Marktgemeinderatssitzung vorgenom-
menen Änderungs-Beschlüsse im Rahmen der nun vorgenommenen Abwägungen sind mit den 
Inhalten dieser Entwurfsfassung identisch. Die Änderungen umfassen folgende Punkte (ausführli-
che Abwägungen sind im Sitzungsprotokoll der Sitzung des Marktgemeinderates bzw. der Sitzungs-
vorlage der öffentlichen Sitzung des Marktgemeinderates vom 28.04.2016 enthalten): 

  Änderung der Bauflächen (Vergrößerung des allgemeinen Wohngebietes (WA), Verkleinerung 
des Mischgebietes (MI)) 

 Aufweitung der Baugrenzen im Bereich des geplanten Grundstückes Nr. 1 

 Redaktionelle Änderung des Sichtdreiecks in der Planzeichnung 

 Vergrößerung des Bereiches ohne Ein- und Ausfahrten im Bereich der Fl.-Nr. 1 

 Ergänzung der Hinweise zu Versickerung und Brandschutz 

 Überarbeitung der Verweise auf die Rechtsgrundlagen 

 Änderungen und Ergänzungen bei der Begründung 

 redaktionelle Änderungen und Ergänzungen 

 
  Für die in der Sitzung des Marktgemeinderates vom 12.09.2016 beschlossenen Inhalte wurde 

bereits vor der Sitzung eine vollständige Entwurfsfassung zur Verdeutlichung der möglichen Ände-
rungen ausgearbeitet. Das Fassungsdatum (28.04.2016) wurde beibehalten. Die in der Marktge-
meinderatssitzung vorgenommenen Änderungs-Beschlüsse im Rahmen der nun vorgenommenen 
Abwägungen sind mit den Inhalten dieser Entwurfsfassung identisch. Die Änderungen umfassen 
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folgende Punkte (ausführliche Abwägungen sind im Sitzungsprotokoll der Sitzung des Marktge-
meinderates bzw. der Sitzungsvorlage der öffentlichen Sitzung des Marktgemeinderates enthalten): 

  redaktionelle Änderungen und Ergänzungen 
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11   Begründung – Auszug aus übergeordneten Planun-
gen 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Ausschnitt aus dem Lan-
desentwicklungspro-
gramm Bayern 2013, 
Karte Anhang 2 "Struktur-
karte"; Festlegung als all-
gemeiner ländlicher 
Raum 

Ausschnitt aus dem Regi-
onalplan Allgäu, Karte 3 
"Natur und Landschaft" 
Landschaftliche Vorbe-
haltsgebiete 

Ausschnitt aus dem 
rechtsgültigen Flächen-
nutzungsplan: Darstellung 
als gemischte Bauflä-
che (M) sowie als Wohn-
baufläche (W)  
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12   Begründung – Bilddokumentation 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Blick von Südosten ent-
lang der geplanten Er-
schließungsstraße zur 
"Alois-von-Brinz-Straße". 

Blick von Nordosten auf 
den Bereich der geplanten 
Erweiterung der beste-
henden Wäscherei (rechts 
im Bild). Im Hintergrund 
die bestehende Bebauung 
am "Kapfholzer Weg". 

Blick von der geplanten 
Erschließungsstraße nach 
Süden zur bestehenden 
Bebauung am "Kapfholzer 
Weg". 
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Blick von Süden auf den 
nördlichen Bereich des 
Plangebietes. Im Hinter-
grund die im Nordwesten 
angrenzende Bebauung. 

Blick von Süden auf das 
Plangebiet. Im Hinter-
grund die bestehenden 
Gebäude der Firma See-
berger. 
 

Blick von Nordosten auf 
den südlichen Planungs-
bereich. Im Hintergrund 
die Baulücke am "Kapf-
holzer Weg". In diesem 
Bereich wird das geplante 
Baugebiet an den "Kapf-
holzer Weg" angeschlos-
sen. 
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13   Verfahrensvermerke 
  

13.1  Aufstellungsbeschluss (gem. § 2 Abs. 1 BauGB) 

 Der Aufstellungsbeschluss erfolgte in der Marktgemeinderatssitzung vom …………. . Der Be-
schluss wurde am …………. ortsüblich bekannt gemacht. 

 
 Weiler-Simmerberg, den …………. ………………………… 
  (1. Bürgermeister Rudolph) 

 

13.2  Beteiligung der Öffentlichkeit (gem. § 3 BauGB) 

 Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit mit öffentlicher Unterrichtung sowie Gelegenheit zur 
Äußerung und Erörterung fand in der Zeit vom …………. bis …………. statt (gem. § 3 
Abs. 1 BauGB). 

Die öffentliche Auslegung fand in der Zeit vom …………. bis …………. (Billigungsbe-
schluss vom ………….; Entwurfsfassung vom ………….; Bekanntmachung am 
………….) statt (gem. § 3 Abs. 2 BauGB). Die nach Einschätzung der Gemeinde wesentlichen, 
bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen wurden ausgelegt. 

 
 Weiler-Simmerberg, den …………. ………………………… 
  (1. Bürgermeister Rudolph) 

 

13.3  Beteiligung der Behörden (gem. § 4 BauGB) 

 Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden im Rahmen einer schriftlichen 
frühzeitigen Behördenbeteiligung mit Schreiben vom ….. unterrichtet und zur Äußerung aufge-
fordert (gem. § 4 Abs. 1 BauGB). 

Von den Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurden Stellungnahmen eingeholt 
(gem. § 4 Abs. 2 BauGB). Sie wurden mit Schreiben vom …………. (Entwurfsfassung vom 
………….; Billigungsbeschluss vom ……….) zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefor-
dert.  

 
 Weiler-Simmerberg, den …………. ………………………… 
  (1. Bürgermeister Rudolph) 

 
 
 
 



 Markt Weiler-Simmerberg    1. Änderung und 1. Erweiterung des Bebauungsplanes "Obere Breite" 
 Textteil mit 73 Seiten, Fassung vom 28.04.2016 

Seite 72 

13.4  Satzungsbeschluss (gem. § 10 Abs. 1 BauGB)  

 Der Satzungsbeschluss erfolgte in der Marktgemeinderatssitzung vom …………. über die Ent-
wurfsfassung vom …………. . 

 
 Weiler-Simmerberg, den …………. ………………………… 
  (1. Bürgermeister Rudolph) 

 

13.5  Ausfertigung  

 Hiermit wird bestätigt, dass die 1. Änderung und 1. Erweiterung des Bebauungsplanes "Obere 
Breite" in der Fassung vom ………….. dem Satzungsbeschluss des Marktgemeinderates vom 
…………... zu Grunde lag und dem Satzungsbeschluss entspricht. 

 
 Weiler-Simmerberg, den …………. ………………………… 
  (1. Bürgermeister Rudolph) 

 

13.6  Bekanntmachung und In-Kraft-Treten (gem. § 10 Abs. 3 BauGB 

 Der Satzungsbeschluss wurde am …………. ortsüblich bekannt gemacht. Die 1. Änderung und 
1. Erweiterung des Bebauungsplanes "Obere Breite" ist damit in Kraft getreten. Sie wird mit Be-
gründung für jede Person zur Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft 
gegeben. 

 
 Weiler-Simmerberg, den …………. ………………………… 
  (1. Bürgermeister Rudolph) 
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Plan aufgestellt am: 27.03.2015   
 

Plan geändert am: 30.03.2015   
 

Plan geändert am: 04.09.2015   
 

Plan geändert am: 28.04.2016   
 

 

Planer: 

 

…………………………… Büro Sieber, Lindau (B) 
 

(i.A. K. Meyer)  
 

 
 
Die Planung ist nur zusammen mit Textteil und zeichnerischem Teil vollständig. Nur die versiegelten Originalausfertigungen tragen die 
Unterschrift des Planers. Der Text ist auf der Grundlage der jeweils aktuellen amtlichen Rechtschreibregeln erstellt. 
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